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I. 
Kaiſerlicher Erlaß vom 27. Anguft über die Hilfe für Oſtpreußen. 


Die Heimſuchung Meiner treuen Provinz Oſtpreußen durch 
das Eindringen feindlicher Truppen erfüllt Mich mit herzlicher Teil⸗ 
nahme. Ich kenne den in noch ſchwererer Zeit bewährten unerſchütter⸗ 
lichen Mut Meiner Oſtpreußen zu genau, um nicht zu wiſſen, daß ſie 
ſtets bereit ſind, auf dem Altare des Vaterlandes Gut und Blut zu 
opfern und die Schreckniſſe des Krieges ſtandhaft auf ſich zu nehmen. 
Das Vertrauen zu der unwiderſtehlichen Macht unſeres helden⸗ 
mütigen Heeres und der unerſchütterliche Glaube an die Hilfe des 
lebendigen Gottes, der dem deutſchen Volke in ſeiner gerechten Sache 
und Notwehr bisher ſo wunderbaren Beiſtand geleiſtet hat, werden 
niemanden in der Zuverſicht auf baldige Befreiung des Vaterlandes 
von den Feinden ringsum wanken laſſen. Ich münſche aber, daß 
alles, was zur Linderung der augenblicklichen Not in Oſtpreußen, 
ſowohl der von ihrer Scholle vertriebenen als auch der in ihrem 
Beſitz und Erwerbe geſtörten Bevölkerung geſchehen kann, als ein 
Akt der Dankbarkeit des Vaterlandes ſogleich in Angriff genommen 
wird. Ich beauftrage das Staatsminiſterium im Verein mit den 
Behörden des Staates, den provinziellen und ſtädtiſchen Verbänden 
und den Hilfsvereinen auf den verſchiedenen Gebieten der Fürſorge 
durchgreifende Maßnahmen zu treffen und Mir vom Geſchehenen 
Meldung zu machen. 


Großes Hauptquartier, den 27. Auguſt 1914. 


Wilhelm R. 


An das Staatsminiſterium. 


II. 


Kaiſerlicher Erlaß wegen Errichtung der Kommiſſion vom 24. September. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. d. M. will 
Ich, nachdem der Feind durch die Waffenerfolge unſeres tapferen 
Heeres aus dem Lande vertrieben iſt, in Billigung der Mir unter⸗ 
breiteten Vorſchläge zur Linderung der Meiner treuen Provinz 
Oſtpreußen durch den Einfall ruſſiſcher Truppen verurſachten Not 
genehmigen, daß unverzüglich die zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden 
erforderlichen Maßnahmen getroffen und mit Hilfe der von Meinem 
Finanzminiſter bereit geſtellten Mittel den geſchädigten Bewohnern 
der Provinz einſtweilen die Führung ihres Haushalts, Wirtſchafts⸗ 
und Gewerbebetriebes ermöglicht werde. Zur Beratung der Staats⸗ 
behörden bei der Erfüllung dieſer Aufgabe will Ich ferner die Ein⸗ 
ſetzung einer Kriegshilfskommiſſion für die Provinz Oſtpreußen 
unter dem Vorſitze des Oberpräſidenten in Königsberg genehmigen 
und zu deren Mitgliedern neben den Regierungspräſidenten in 
Königsberg, Gumbinnen und Allenſtein die Vorſitzenden des Pro⸗ 
vinziallandtages und des Provinzialausſchuſſes, den Landeshaupt⸗ 
mann und den Generallandſchaftsdirektor der Provinz Oſtpreußen 
und den Oberbürgermeiſter Meiner Reſidenzſtadt Königsberg aus 
Königlichem Vertrauen berufen. Der Kommiſſion ſollen ferner 
zwei Vertreter der Landwirtſchaftskammer und je ein Vertreter der 
kaufmänniſchen Korporationen in Königsberg und Tilſit ſowie der 
Handwerkskammern in Königsberg und Gumbinnen als Mitglieder 
beitreten, die auf Grund von Vorſchlägen der Vorſtände dieſer 
Körperſchaften vom Staatsminiſterium zu beſtellen ſind, dem im 
übrigen die Ergänzung der Kommiſſion durch Berufung von örtlich 
nicht intereſſierten Sachverſtändigen zu Mitgliedern überlaſſen 
bleibt. Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung dieſes 
Erlaſſes beauftragt und ermächtigt, den Geſchäftskreis der Kommiſſion 
zu regeln und ſich an ihren Beratungen durch Kommiſſare zu beteiligen. 


Großes Hauptquartier, den 24. September 1914. 
gez. Wilhelm R. 
ggz. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. 


993. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
993. Lentze. v. Falkenhayn. v. Loebell. Kühn. v. Jagow. 


An das Staatsminiſterium. 


III. 
Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen. 


= Namen Stand Wohnort 

S 

T 

10 von Batocki, Vorſitzender | Oberpräſident Königsberg 

2 Dr. Gramſch Regierungspräſident, Gumbinnen 
Wirklicher Geheimer 
Oberregierungsrat 

30 von Hellmann Regierungspräſident Allenſtein 


40 Dr. Graf von Keyſerlingk Regierungspräſident Königsberg 
5 Fürſt zu Dohna⸗Schlobitten] Vorſitzender des Pro⸗ Schlobitten 
Durchlaucht vinziallandtages 
60 Jungſchulz von Röbern Vorſitzender des Pro⸗ Laggarben 
vinzialausſchuſſes, bei Bahnhof 
Rittergutsbeſitzer Skandau 
von Berg Landeshauptmann, Königsberg 
Königl. Kammerherr 
8| Dr. Kapp Generallandſchafts⸗ Königsberg 
direktor, Geheimer 
Oberregierungsrat 
Oberbürgermeiſter Königsberg 
Vorſitzender des mittel⸗ Merſeburg 
deutſchen Feuerſozie⸗ 
tätsverbandes, Land⸗ 
rat a. D. 
11] Schickert Generaldirektor der Königsberg 
Feuerſozietät für die 
Provinz Oſtpreußen, 
Oberregierungsrat 
a. D. 
Gramberg Generaldirektor der Königsberg 
Oſtpreußiſchen Land⸗ 
geſellſchaft, 
Regierungsrat a. D. 


- 


9 Dr. Körte 
10 Winckler 


— 
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15 Namen | Stand | Wohnort 
c 
——L—————————— Er 
13 Freiherr von Tettan⸗Tolks Majoratsbeſitzer, mem 
Schloßhauptmann, 
ſtellvertretender Vor⸗ 
ſitzender der Land⸗ 
N wirtſchaftskammer 
14 | Prill Beſitzer und Amts⸗ Damerau 
vorſteher bei Bartenſtein 
15 Meyer, Otto Obervorſteher der Kauf⸗ Königsberg 
mannſchaft, General⸗ 
konſul a. D., Mit⸗ 
glied des Herren⸗ 
hauſes 
16 Schwenner Fabrikbeſitzer, Stadtrat] Tilſit 
17 | Korn, A. Hofbäckermeiſter, Stadt⸗ Königsberg 
rat, Vorſitzender der 
Handwerkskammer 
18 Karſchuck Vorſitzender der Hand⸗ Gumbinnen 
werkskammer 
IV. 


Geſchäftsordnung für die Kriegshilfskommiſſion. 


1; 


Der Vorſitz und die Vertretung der Kommiſſion nach außen find 
durch Miniſterialerlaß geregelt. 


2. 
Der Vorſitzende beſtimmt, inwieweit die Sitzungen der Kom⸗ 
miſſion öffentlich ſind. 
3% 


Der Vorſitzende ijt berechtigt, zu den Sitzungen der Kommiſſion 
Sachverſtändige ohne Stimmrecht zuzuziehen. 


4. 
Durch Beſchluß der Kommiſſion werden zur Vorbereitung ihrer 
Entſcheidungen folgende Abteilungen gebildet: 
1. für landwirtſchaftliche Fragen, 
für Handel und Gewerbe, 
3. für Brand⸗ und Plünderſchaden, 
4. für Kreditfragen, ö 
5. für den Wiederaufbau zerſtörter Ortſchaften. 


D 


5. 
Der Oberpräſident führt den Vorſitz in den Abteilungen und 
wird durch einen von der Abteilung zu wählenden ſtellvertretenden 
Vorſitzenden vertreten. 6 
Die Abteilung iſt berechtigt, mit Zuſtimmung des Oberpräſi⸗ 
denten ſich durch Zuwahlen von ſtimmberechtigten Mitgliedern zu 
ergänzen und Sachverſtändige ohne Stimmrecht zu ihren Sitzungen 
zuzuziehen. . 


Die nicht zur Abteilung gehörigen Mitglieder der Kommiſſion 
ſind berechtigt, den Abteilungsſitzungen beizuwohnen und erhalten die 


Einladungen zu dieſen Sitzungen nebſt Tagesordnung zur Kenntnis⸗ 
nahme. 


8. 

Einzelne Mitglieder der Abteilungen können durch den Ober⸗ 
präſidenten zur Teilnahme an Sitzungen der Kriegshilfsausſchüſſe in 
den Kreiſen entſandt werden, um Jeſtſtellungen über die Arbeits⸗ 
weiſe der Ausſchüſſe zu treffen und in eiligen Fällen namens der 
Kommiſſion vorläufige Anordnungen zu erteilen, über welche dem 
Oberpräſidenten umgehend zu berichten iſt. 


Ne 
Teilnehmer an der Sitzung ber Kriegshilfskommiſſion 
am 6. Februar 1915. 


A. Mitglieder der Kommiſſion: 


1. Oberpräſident von Batocki, Vorſitzender. 
2. Regierungspräſident Dr. Gramſch⸗ Gumbinnen. 


10 


t 


. Regierungspräfident von Sellmann-9flfenitein. 
Regierungspräſident Dr. Graf von Keyſerlingk⸗-⸗Königs⸗ 


berg. 


5. Fürſt zu Dohna⸗Schlobitten, Vorſitzender des Pro⸗ 


vinziallandtages. 


Landeshauptmann von Berg. 

- Generallandſchaftsdirektor Dr. Kapp. 

. Oberbürgermeifter Dr. Kört e- Königsberg. 

. Oberregierungsrat a. D. Schickert, Generaldirektor der Oft- 


preußiſchen Feuerſozietät. 


Regierungsrat a. D. Gramberg, Generaldirektor der Oſt⸗ 


preußiſchen Landgeſellſchaft. 


Freiherr von Tettau⸗Tolks, Schloßhauptmann von Kö⸗ 


nigsberg. 


. Amtsvorſteher Prill⸗Damerau. 
. Generalfonjul a. D. Meyer, Obervorſteher ber Kaufmannſchaft. 
Hofbäckermeiſter Korn, Vorſitzender der Handwerkskammer 


Königsberg. 


. Karſchuck, Vorſitzender der Handwerkskammer Gumbinnen. 


B. Sonſtige Teilnehmer: 


. Oberpräfidialrat Dr. Graf von Lambsdorff. 
17. 
. Dr. Hoffmeiſter, Geſchäftsführer der Landwirtſchafts⸗ 


Dr. Brandes, Präſident der Landwirtſchaftskammer. 


kammer. 


. Geh. Regierungsrat Triebel, Erſter Landesrat. 

. Stadtrat Dr. Roſenſtock-Königsberg. 

. Dr. Leweck, Syndikus der Generallandſchaft. 

Regierungs⸗ und Baurat, Geh. Baurat Fiſcher. 

. Regierungsrat Graff. 

Regierungsrat Schluß. 

Regierungsaſſeſſor Penner. 

„Regierungsaſſeſſor Freiherr von Funck, Schriftführer. (Zu 


22—26 vom Oberpräſidium Königsberg.) 


27. Regierungsrat Goldſchmidt, Regierung Allenſtein. 
„Regierungsaſſeſſor Baron Wrangell, Regierung Gumbinnen. 
Regierungsaſſeſſor Dalcho w, Regierung Königsberg. 


X 
NIE 
Der Oberpräſident 


der Provinz Oftpreußen. Königsberg, den 31. Januar 1915. 
O. P. 1069 K. 
— äürf— 


Anliegend überſende ich ergebenſt ein Stück der An- 
weiſung des Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915, 
welche in der Sitzung vom 6. Februar 1915 nach ihren 
Grundzügen beſprochen werden ſoll unter beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung folgender Punkte: 

1. Gewährung der Vorentſchädigung — gegebenen 
Falls unter Vermittelung der Landwirtſchafts⸗, 
Handels⸗ und Handwerkskammer — in Natur 
durch Lieferung von Zubehörſtücken, Waren, Roh⸗ 
ſtoffen uſw. 

2. Erlaß einheitlicher Schätzungsvorſchriften, welche 
die Kriegshilfsausſchüſſe ihrer Begutachtung zu⸗ 
grunde zu legen haben. 


Anordnungen über Zahlungen zur Errichtung 
von Notbauten. 


v. Batocki. 


An die Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion. 
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VII. 


Sitzungsbericht. 

Vorſitzender Oberpräſident von Batocki, Exzellenz: 

Meine Herren! Ich eröffne die zweite Sitzung der Kriegs⸗ 
hilfskommiſſion für die Provinz Oſtpreußen. Unſere vorletzte 
Sitzung am 12. Oktober fand unter günſtigen Auſpizien ſtatt. Nach 
der Sitzung iſt dann wieder ein Teil der Provinz in feindliche Hände 
gekommen, und es iſt damit das Werk der Wiederaufrichtung für 
dieſe Bezirke vorläufig ausgeſchaltet. Es beſteht die Beſorgnis, daß 
in dieſen Teilen der Provinz durch den neuen feindlichen Einfall 
weitere erhebliche Zerſtörungen an beweglichem und unbeweglichem 
Gut eingetreten ſein werden. Sehr ſchwer hat der neue Einfall auf 
die Bevölkerung gewirkt. Die Ruſſen haben diesmal im Gegenſatz 
zum erſten Einfall darauf hingewirkt, daß die Bevölkerung aus den 
von ihnen beſetzten Teilen die Heimat verließ. Es liegen in vielen 
Fällen Beiſpiele vor, daß Perſonen, welche in ihrer Heimat bleiben 
wollten, infolge von Drohungen mit Wegſchaffung nach Rußland die 
Flucht ergriffen, um nicht in die Hände der Ruſſen zu fallen. Es iſt 
eine erhebliche Anzahl nicht nur von wehrfähigen Männern, ſondern 
auch von Frauen und Kindern, die der Aufforderung, ihre Heimat 
zu verlaſſen, nicht gleich gefolgt war, nach dem Innern Rußlands weg⸗ 
geſchleppt worden. Wir haben damit zu rechnen, daß etwa ein Sechſtel 
der Provinz augenblicklich von den Bewohnern faſt geräumt iſt, und 
wiſſen nicht, was dort geſchehen iſt. Es haben, einſchließlich der von 
dem erſten Einbruch außerhalb unſerer Provinz zurückgebliebenen 
Einwohner, nach meiner Schätzung etwa 250—300 000 Oſtpreußen 
die Heimat verlaſſen müſſen. Die Wegſchaffung dieſer Flüchtlinge 
wurde erſchwert durch das damals recht ungünſtige Wetter. Es 
herrſchte diesmal große Kälte, aber, dank der Tätigkeit des Herrn 
Landeshauptmanns — als Kommiſſar für das Flüchtlingsweſen — 
und des außerordentlichen Entgegenkommens und der geſchickten Mit⸗ 
wirkung der Eiſenbahnverwaltung, auch dank der eifrigen und opfer⸗ 
willigen Mitarbeit der Frauenvereine an allen Sammelſtellen, iſt es 
gelungen, die großen Menſchenmaſſen ohne allzu große Verluſte an 
Leben und Geſundheit wegzubefördern. Daß es uns leider, da ſich 
an kleinen Orten oft 10 000 und mehr Leute anſammelten — größten⸗ 
teils Frauen, Kinder und altersſchwache Greiſe — nicht gelungen iſt 
— trotz aller wohlvorbereiteten Vorkehrungen — dem Elend ganz zu 
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begegnen, liegt an der Unvollkommenheit aller menſchlichen Einrich⸗ 
tungen. Die Flüchtlinge ſind in einem ſehr großen Teil Preußens 
untergebracht — auch in Mecklenburg — unter Verhältniſſen, die 
ihren heimiſchen Gewohnheiten möglichſt entſprechen, ſo daß die Leute, 
die vom Lande und von kleinen Städten ſtammen, auch in kleinen 
Orten untergebracht ſind. Durch eine zu dem Zweck gegründete 
Zeitung wird verſucht, den Zuſammenhang der Heimat mit den 
Flüchtlingen aufrecht zu erhalten und ihnen Gelegenheit zu geben, ſich 
zuſammenzufinden. Wenn man dieſe Zeitung lieſt, wird man ge⸗ 
radezu erſchüttert durch die Berichte über Fälle, in denen durch die 
Flucht die Familien auseinandergeriſſen wurden, in denen Söhne die 
Mutter, Töchter die Eltern und Eltern die Kinder ſuchen. Das Be- 
ſtreben geht jetzt dahin, die Familien, die nicht gleich nach den Heimat⸗ 
kreiſen zurückgebracht werden können, ſyſtematiſch wieder zuſammen⸗ 
zuführen. Wir wollen hoffen und müſſen alles daranſetzen, daß dieſe 
Flüchtlinge möglichſt vollzählig wieder heimkehren. 

Große Schwierigkeit machte auch der Abtransport der gewal⸗ 
tigen Menge von Vieh und Pferden; aber es iſt diesmal gelungen, 
dieſe Werte zum weitaus größten Teile den Ruſſen zu entziehen. Es 
ſind durch die ſehr gut organiſierte Arbeit der Landwirtſchaftskammer 
etwa 80 000 Stück Rindvieh und 20 000 Pferde, die den Ruſſen mit 
Hilfe unſerer Truppen entzogen worden ſind, zum Teil verwertet und 
zum Teil nach weſtlichen Gebieten und nach geſicherten Teilen der 
Provinz abgeſchoben und ſomit größere volkswirtſchaftliche Werte ge⸗ 
rettet worden. Eine günſtige finanzielle Verwertung war freilich 
ſchwierig; denn das Vieh und die Pferde waren ohne genügendes 
FIntter und bei großer Kälte weggeſchafft und befanden ſich beim Ein⸗ 
treffen am Ziel in einem Zuſtande, der einen günſtigen Erlös nicht 
möglich machte. Es iſt an ſich bewundernswert, daß damals dieſe 
Tiere tagelang, bis acht Tage lang, auf ſchneebedeckten Weidegärten 
ohne Futter durchhielten und dann nach tagelanger Bahnfahrt zum 
größten Teile geſund nach Berlin gekommen ſind. Wer die Zuſtände 
damals mit angeſehen hat, weiß, daß es eine außerordentlich ſchwie⸗ 
rige Aufgabe geweſen iſt, dieſe Werte zu retten, und es iſt ſehr erfreu⸗ 
lich, daß dies in weitgehendem Grade gelungen ijt. 

Sehr wichtig war bie Maßnahme, daß bie Flüchtlingsfamilien 
möglichſt von ihren Pferden und Wagen getrennt wurden. Wenn, 
wie im Sommer, die Maſſen von Frauen und Kindern zur kalten 
Winterszeit tage⸗ und wochenlang über Land gefahren wären, dann 
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wäre das Elend und die Sterblichkeit ſchrecklich groß geworden. Des⸗ 
halb iſt darauf hingewirkt worden, daß die Familien, beſonders 
Frauen und Kinder, möglichſt ihre Wagen und Pferde ablieferten 
und mit der Eiſenbahn weiterfahren mußten. Nur beſonders tüchtige, 
kräftige und mutige Leute haben ſich nicht dazu entſchließen können 
und ſind mit Pferd und Wagen nach Weſtpreußen und Hinter⸗ 
pommern gefahren und haben dort Unterkunft gefunden. Es iſt eine 
große Reihe von Elend und von Todesfällen, bie ſonſt entſtanden 
wäre, durch dieſe Maßnahmen vermieden worden. Im Sommer 
fanden die Flüchtlinge überall Weide, Kartoffeln und ſonſtige Nah⸗ 
rungsmittel. Wenn dagegen im November ſich ein ähnlicher Zug auf 
der einzigen Straße über Elbing — Marienburg nach dem Weſten fort⸗ 
bewegt hätte, ſo wären die Zuſtände ſowohl für die Flüchtlinge, als 
auch für die Einwohner ganz unerträglich geweſen. 

Wir wollen hoffen, daß es unſern tapfern Truppen bald gelinge, 
die Ruſſen zum zweiten Male aus den beſetzten Gebieten zu ver⸗ 
treiben. Alsdann werden neue ſchwierige Aufgaben an die Ver⸗ 
waltungsbehörden herantreten, über deren Einzelheiten heute zu 
ſprechen zu weit führen würde. Die oſtpreußiſche Bevölkerung hat 
ſo außerordentliche Zähigkeit und Nervenſtärke im großen und ganzen 
bei den ſchweren Ereigniſſen, die über fie gekommen find, gezeigt, daß 
wir hoffen können, daß die neuen Schwierigkeiten, die ſich durch die 
Wiederbeſetzungen ergeben, von ihr ſicher auch überwunden werden. 
Im kleinen haben wir die Wiederbeſetzung in den Kreiſen Neidenburg 
und Ortelsburg ſchon erlebt, wo in den vom Feinde beſetzt geweſenen 
Teilen ſchon nach kurzer Zeit die Bevölkerung eine hocherfreuliche 
und überraſchende Zähigkeit und Energie bei Wiedergewinnung ihrer 
Heimat gezeigt hat, wo heute eine große Menge von Leuten in außer⸗ 
ordentlich primitiv hergeſtellten Wohnungen, Erdhöhlen und not⸗ 
dürftig hergeſtellten Trümmerſtätten ſich eingerichtet hat. Wir 
wollen hoffen, daß dasſelbe in größerem Maßſtabe erfolgen wird, 
wenn die Frage der Wiederbevölkerung der übrigen Grenzkreiſe an 
uns herantritt, welche wir — das möchte ich beſonders betonen — als 
die ſchwierigſte und wichtigſte Aufgabe bei unſern Beratungen be⸗ 
trachten müſſen. 

Was die geſchäftliche Behandlung der Beſchlüſſe der erſten 
Sitzung anlangt, ſo haben die Grundlagen, die damals gelegt worden 
ſind, im großen und ganzen die Billigung des Königlichen Staats⸗ 
miniſteriums gefunden. Die Herren Mitglieder der Kommiſſion 
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werden in dem ihnen gedruckt überſandten Erlaß über „die vorläufige 
Ermittelung von Kriegsſchäden und die Gewährung einer ſtaatlichen 
Vorentſchädigung in den durch den Krieg unmittelbar berührten 
Landesteilen“, wenn auch bie Gegenftäude im einzelnen anders an⸗ 
geordnet find, im großen und ganzen dieſelben Grundſätze finden, wie 
ſie die Kriegshilfskommiſſion im Oktober auf Grund der Arbeiten 
der Abteilungen gutgeheißen hat. Ueber die Einzelheiten werden wir 
nachher ſprechen. Die Abteilungen ſind dann noch einmal zuſammen⸗ 
getreten, um in Ergänzung der damaligen Beſchlüſſe über die Vor⸗ 
drucke für die Vorentſchädigung und die Kriegsſchadenermittelung 
zu beraten. Auch dieſe Vordrucke haben im weſentlichen die Zu⸗ 
ſtimmung des Staatsminiſteriums erhalten und liegen heute zur 
Beratung vor. Inzwiſchen iſt, obgleich eine formelle Anweiſung noch 
nicht vorlag, das Werk der wirtſchaftlichen Wiederherſtellung mög⸗ 
lichſt energiſch gefördert worden. Es iſt gelungen, auf Grund der 
vorläufig von mir erlaſſenen Anweiſung, die ſich im weſentlichen mit 
dem Miniſterialerlaß deckt, die Zinszahlung in der Provinz aufrecht 
zu erhalten und damit die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten der Gläu⸗ 
biger und die Diskreditierung unſeres ganzen Hypotheken⸗ und 
Lreditweſens zu vermeiden. Es iſt ferner erreicht worden, daß durch 
Vorentſchädigung überall da, wo ein Mangel bei Fortführung der 
landwirtſchaftlichen Arbeiten ſich zeigte, die Grundlagen dafür be⸗ 
ſchafft worden find. Große Bauten konnten naturgemäß noch nicht 
in Angriff genommen werden und auch ſonſt mußte bei Wiederher⸗ 
ſtellung von Betrieben nach der miniſteriellen Anordnung von großem 
Geldaufwand da abgeſehen werden, wo die Kriegslage ſolche Auf⸗ 
wendungen als bedenklich erſcheinen ließ. Ueber die Zahl der bisher 
aufgewandten Beträge und die Maßnahmen im einzelnen wird 
ſpäter noch zu berichten ſein. 

Die Kriegshilfskommiſſion iſt von mir heute erneut zuſammen⸗ 
berufen, um einmal Bericht zu geben über die bisherige Arbeit, und 
zweitens, wie die Tagesordnung näher ergibt, über verſchiedene 
Punkte neue Beſchlüſſe zu faſſen. Manche von den Beſchlüſſen werden 
den Abteilungen überwieſen werden, in andern Fällen wird heute 
unmittelbar Stellung genommen werden können. In unſerer erſten 
Sitzung ſtand die Frage des bautechniſchen Wiederaufbaues der zer⸗ 
ſtörten Teile der Provinz im Vordergrund. Hierüber wird heute 
Näheres dargelegt werden, und die Kommiſſion wird Gelegenheit 
haben, ſich zu den Vorſchlägen und Abſichten zu äußern und dazu 
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Stellung zu nehmen. Wir wollen hoffen, daß der nächſte Monat 
— der Beginn der beſſeren Jahreszeit — uns nach der Kriegs⸗ und 
Wirtſchaftslage die Möglichkeit geben wird, das Werk der Wiederher⸗ 
ſtellung in ſehr viel intenſiverer Weiſe zu fördern, als es uns in den 
Wintermonaten bei der ungünſtigen klimatiſchen und auch bei der 
Kriegslage möglich war. Wir wollen vor allen Dingen hoffen, daß 
unſere Provinz recht bald und endgültig vom Feinde befreit wird, 
und auch für diejenigen Teile, die heute noch wegen der Kriegslage 
von unſerer Arbeit ausgeſchaltet ſind und unſerer Fürſorge bedürfen, 
die Zeit ber wirtſchaftlichen Wiederherſtellung recht bald anbricht. 
Und ich möchte ferner der Hoffnung Ausdruck geben, daß die heutigen 
Beratungen der Kommiſſion, ebenſo wie die der erſten, eine weitere 
und gute Grundlage für die in Zukunft von der Königlichen Staats⸗ 
regierung und ſonſt berufenen Stellen zu ergreifende Maßnahmen 
bilden mögen. 


Wir treten nunmehr in die Verhandlungen ein und kommen 
zu Punkt 1 der Tagesordnung: 


„Gewährung der Vorentſchädigung — ge⸗ 
gebenenfalls unter Vermittelung der Land⸗ 
wirtſchafts⸗, Handels⸗ und Han dwerkskam⸗ 
mer — in Natur durch Lieferung von Zubehör⸗ 
ſtücken, Rohſtoffen uſw.“ 


Ich habe einige Herren gebeten, uns über ſpezielle Fragen 
Bericht zu erſtatten und werde mir erlauben, den betreffenden Herren 
das Wort zu geben. Im übrigen darf ich annehmen, daß den Herren 
die Anweiſung „über die vorläufige Ermittelung von 
Kriegsſchäden und die Gewährung einer ſtaatlichen 
Vorentſchädigung in den durch den Krieg unmittel⸗ 
bar berührten Landesteilen“ zugegangen iſt, ſo daß ich 
nicht nötig habe, die einzelnen Sätze vorzuleſen. Es liegen ferner 
bor meine Zuſatzbeſtimmungen zu der gedruckten 
Anweiſung. Ich beabſichtige, wenn ſich heute keine beſonderen 
Bedenken ergeben, dieſe Ausführungsbeſtimmungen den Behörden 
als Ergänzung der Miniſterialanweiſung zuzuſtellen. 

Ich bitte, nun die gedruckte Anweiſung zur Hand zu nehmen. 
Ich werde die zugehörigen Teile meiner Ausführungsanweiſung bei 
den einſchlägigen Stellen der Hauptanweiſung zur Sprache bringen. 


Wir kommen zu den einzelnen Punkten: 


I. Allgemeines. 

Zu Ziffer 1 ijt nichts Beſonderes zu bemerken. ! 

In es ber hdc i (A) find bie iu ber Provinz Oſt⸗ 
preußen durch ben Krieg an beweglichem und unbeweglichem Eigen⸗ 
tum der Ausländer entſtandenen Schäden nicht ausdrücklich ansge⸗ 
ſchloſſen. Welche Beſtimmungen das künftige Reichsgeſetz über dieſe 
Schäden enthalten wird, iſt nicht bekannt. Zur Gewährung der Vor⸗ 
entſchädigung an Ausländer iſt in jedem Falle . Genehmi⸗ 
gung einzuholen. Ich möchte mir die Entſcheidung hier in allen 
Fällen vorbehalten, denn Angehörige von Feinden können nicht 
deutſchen Untertanen gleichgeſtellt werden. Die Fälle von ausländi⸗ 
ſchen Kriegsſchäden werden im übrigen nicht ſehr zahlreich ſein. 

Nicht berückſichtigen können wir die Geſuche ruſſiſcher Unter⸗ 

Es iſt ſehr oft der Fall vorgekommen, daß in Eydtkuhnen 
von ruſſiſchen Spediteuren Antrag auf Vorentſchädigung geſtellt 
wurde, aber ich bin nicht in der Lage, Untertanen eines feindlichen 
Staates im jetzigen Stadium eine Vorentſchädigung zu gewähren. 
Wie weit die Betreffenden ſpäter etwa eine ſolche erhalten können, 
das iſt eine Frage, die offen ſteht, aber wohlwollend geprüft werden 
kann. Aber jetzt würde es den allgemeinen Grundſätzen wider⸗ 
ſprechen. Selbſt wenn darin eine Härte liegen ſollte, kann davon 
nicht abgegangen werden. Es muß den betreffenden ruſſiſchen Unter⸗ 
tanen überlaſſen bleiben, wie ſie ſich Mittel beſchaffen. 

Freiherr von Tettau⸗Tolks: 


Die ruſſiſchen Rückwanderer ſind zum großen Teil ſolche Leute, 
die eine Entſchädigung bereits beanſprucht haben, wobei die Ge⸗ 
nehmigung zur Einbürgerung ausſteht. Es ſind einwandsfreie Leute 
die hierher gekommen ſind und Deutſche werden wollen. Es handelt 
ſich auch nicht um große Sachen: da iſt den Leuten die Kuh wegge⸗ 
nommen, die Weide zerſtört, die Betten zerſchnitten uſw., und ich 
glaube, daß, ſoweit ſie Anträge bereits geſtellt haben, keine Bedenken 
vorliegen dürften, hier eine Ausnahme zu machen. 


Oberpräſident von Batodi: 


M. H.! Wenn die Sache ſo iſt, daß die Anträge auf Einbürge⸗ 
rung ſchon geſtellt ſind und die Genehmigung nur durch Zufällig⸗ 
tten nicht erfolgt iſt, ſo würde ich unter Umſtänden eine Ausnahme 


tanen. 
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machen. Eine bindende Erklärung möchte ich aber jetzt nicht abgeben. 
Als Ergänzung hierzu möchte ich bemerken, daß deutſchen Unter⸗ 
tanen aus Oſtpreußen, und zwar deutſchen Schiffern, auf der Fahrt 
zwiſchen Kowno und der Grenze bei Ausbruch des Krieges ihre Fahr⸗ 
zeuge beſchlagnahmt und zerſtört worden ſind, auch ſonſt ſind Schiffe 
und Güter von der ruſſiſchen Regierung weggenommen. Dafür kann 
keine Vorentſchädigung gewährt werden, das liegt außerhalb des 
Rahmens unſerer Aktion, wenn auch in einzelnen Fällen den Leuten 
ein Erſatz zu gönnen iſt. Im Ausland zerſtörtes Eigentum zu er⸗ 
ſetzen, iſt unter keinen Umſtänden Aufgabe der Vorentſchädigung, 
auch ſelbſt wenn der Wirtſchaftsbetrieb dabei gefährdet worden iſt. 

Wir wollen hoffen, daß nach Friedensſchluß allen deutſchen 
Untertanen, welche außerordentlichen Schaden erlitten haben, in 
reichem Maße Schadenserſatz zuteil wird. Damit wäre bei dem 
Punkt 1, wenn niemand das Wort wünſcht, der Teil „Ausländer“ 
erledigt. 

Bei dem Punkt 1 iſt auf der erſten Seite meiner Ausfüh⸗ 
rungen der Zuſatz 3 zu erwähnen, daß das Vorhandenſein von Ver⸗ 
mögensloſigkeit der Geſchädigten nicht Vorbedingnug zur Erlangung 
einer Vorentſchädigung iſt. Das iſt nur zur Erläuterung geſagt, da 
dieſes auch bisher ſo gehandhabt worden iſt. Es ſoll nicht, wenn 
jemand eine Vorentſchädigung zur Wiederherſtellung ſeines Betriebes 
beantragt, erſt feſtgeſtellt werden, ob er ſich das Geld nicht in anderer 
Weiſe beſchaffen kann. Es beſteht kein Bedenken, auch Leuten, die 
nicht unvermögend ſind, die Entſchädigung zu gewähren. Das iſt der 
Sinn der Nummer 3. Punkt 1 der Anweifung ift dadurch erledigt. 

Zu Ziffer 2 habe ich nichts zu bemerken, möchte aber zu dem 
letzten Abſatz, der uns bei der erſten Sitzung beſchäftigt hat — über 
die zwangsweiſe Wiedereinziehung der Vorentſchädigung für den 
Fall, daß der Empfänger ohne wichtigen Grund innerhalb eines 
Jahres die Heimat verläßt oder feinen Betrieb aufgibt —, bitten, 
daß Herr Regierungsrat Gramberg uns ſeine Ausführungen 
macht über Herbeiführung der allgemeinen Sicherung des Beſitz⸗ 
ſtandes mit Unterſtützung des Staates und der hierbei zu treffenden 
Maßnahmen. 


Regierungsrat a. D. Gramberg: 
Eine beſondere Aufmerkſamkeit verdient die Frage, wie die 
Kriegsentſchädigung zu verwenden und ihre Verwendung zu über⸗ 
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wachen ijt. Es ſind bei der endgültigen Regulierung außer den Inter⸗ 
eſſen des Geſchädigten auch die Rechte der Hypotheken- und Perſonal⸗ 
gläubiger und nicht zum wenigſten auch die Intereſſen des Staates 
wahrzunehmen, für den es eine hohe agrarpolitiſche Bedeutung hat, 
daß die vielen Millionen, die vorausſichtlich in die Provinz fließen 
werden, eine ſolche Verwendung finden, daß ſie den Grundſtücken 
dauernd verbleiben und nicht durch Schiebungen oder ſpekulative Aus⸗ 
nutzung in falſche Hände kommen. Daß nach dem Kriege eine ſtarke 
Beunruhigung des Gütermarktes eintreten und der Güterhandel wohl 
wieder, wie in den Gründerjahren nach 1870/71, einen recht bedroh⸗ 
lichen Umfang annehmen wird, iſt zu befürchten. Deshalb hat der 
Staat meines Erachtens das größte Intereſſe, den Auswüchſen auf 
dem Gütermarkt vorzubeugen und Vorkehrungen zu treffen, daß die 
landbeſitzende Bevölkerung geſtärkt und in ihrem Beſitz erhalten bleibt. 
Dieſe Zwecke verfolgt ſchon jetzt die Beſitzfeſtigungsbank in den 
national gefährdeten Teilen Oſtpreußens. Die Ausdehnung ihres 
Wirkungsgebietes auf die ganze Provinz und zum mindeſten auf die 
durch den feindlichen Einfall in Mitleidenſchaft gezogenen Gebiets⸗ 
teile der Provinz wird daher anzuſtreben ſein. Der Staat wird ſich, 
ſelbſt wenn das nationalpolitiſche Moment der Stärkung des Deutſch⸗ 
tums, das bisher für die ſtaatliche Mitwirkung bei der Beſitzfeſtigung 
maßgebend war, für die Folge zurücktreten ſollte, hoffentlich auch 
nicht weigern, die weiteren Fonds, die zur Ausdehnung der Beſitz⸗ 
feſtigung erforderlich ſind, zur Verfügung zu ſtellen, da für die durch 
den Krieg hart mitgenommene Provinz Oſtpreußen große wirtſchaft⸗ 
liche und ſozialpolitiſche Intereſſen auf dem Spiel ſtehen. Daß die 
Unterwerfung unter die Beſitzfeſtigung als Bedingung für die Her⸗ 
gabe der Kriegsentſchädigung geſtellt wird, dürfte wohl nicht angängig 
ſein. Es wird eines ſolchen Zwanges auch nicht bedürfen, da die 
meiſten Geſchädigten die großen wirtſchaftlichen und finanziellen 
Vorteile der Beſitzfeſtigung erkennen und freiwillig von ihr Gebrauch 
machen werden. Denn abgeſehen davon, daß durch das Beſitzfeſti⸗ 
gungsverfahren die alten, kündbaren, meiſt hoch verzinslichen Privat⸗ 
hypotheken in unkündbarem Amortiſationskredit der Landſchaft und 
des Staates umgewandelt werden, iſt die finanzielle Entlaſtung in⸗ 
folge des billigen Staatskredits auch ſehr erheblich. Es zeigt ſich dieſes 
aus den Ergebniſſen der in Poſen und Weſtpreußen bereits ſeit 
mehreren Jahren arbeitenden Beſitzfeſtigungsbanken, nach denen die 
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Erſparnis an Jahreszinſen beim Kleinbeſitz rd. 20 Prozent und beim 
Großbeſitz 12 bis 16 Prozent beträgt. 

Durch die Beſitzfeſtigung würde einer weiteren Entvölkerung 
der Provinz Oſtpreußen vorgebeugt werden. Es muß aber auch, 
wenn man die großen Kriegsſchäden alsbald beſeitigen und der hart 
geſchädigten Provinz wieder zu ihrer früheren Blüte verhelfen will, 
mit allen Mitteln angeſtrebt werden, der ſchon vor dem Kriege ſtark 
entvölkerten Provinz neues Blut zuzuführen, eine dichtere Land⸗ 
bevölkerung zu ſchaffen und dadurch den Zwecken der Landwirtſchaft 
und des Staates zu dienen. Die Frage der Wiederbevölkerung der 
Provinz ſteht, wie Seine Exzellenz der Herr Oberpräſident bereits 
hervorgehoben hat, im Vordergrunde der ganzen Aktion. Dieſer Zweck 
kann aber wohl nur durch die innere Koloniſation erreicht werden, 
die in verſtärkter Form durchzuführen ſein wird. 

Bei der endgültigen Kriegsregulierung wird ſich zweifellos recht 
oft Gelegenheit bieten, Güter, beſonders ſolche mit Totalſchäden, zu 
erwerben, und auch der Staat wird vorausſichtlich ſtark zuſammen⸗ 
geſchoſſene Domänen für die Zwecke der inneren Koloniſation zur 
Verfügung ſtellen. An ausreichendem Siedlungsland wird es daher 
nicht fehlen. Schwierig wird nur die Beſchaffung genügenden An- 
ſiedlermaterials ſein. Dieſe Frage wird jedoch auch gelöſt werden, 
wenn es nur gelingt, die Provinz wieder wirtſchaftlich zu heben und 
zu ſichern. 


Landeshauptmann von Berg: 

M. H.! Die zerſtörten Beſitztümer werden oft nicht in den 
Händen des früheren Beſitzers bleiben. Es wäre daher unpraktiſch, 
ſie unter ſchwierigen Verhältniſſen zuerſt aufbauen zu laſſen, ohne die 
Gewähr zu haben, daß die Gebäude ſpäter verwertet werden können. 
Die erſten Ausführungen des Herrn Generaldirektors Gramberg 
ſind nicht ganz klar, man erſieht nicht daraus, worauf er hinausgeht 
und ob er einen Antrag ſtellen wollte. 


Regierungsrat Gramberg: 

Meine Ausführungen hatten den Zweck, anzuregen und Vor⸗ 
ſchläge zu machen, damit das Beſitzfeſtigungsgeſetz auf die Provinz 
Oſtpreußen ausgedehnt wird. Geſchieht das, jo werden dazu vielleicht 
noch einige hundert Millionen Mark, ſoviel wird es koſten, vom Staate 
zur Verfügung geſtellt werden müſſen, um beſſere Kreditverhältniſſe zu 
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ſchaffen. Das hat mit der Kriegsentſchädigung nichts zu tun, das iſt 
eine beſondere Aktion. Erſt wird die Kriegsentſchädigung durchgeführt, 
durch die die zerſtörten und beſchädigten Werte wieder hergeſtellt 
werden, und dann greift als beſondere Aktion die Beſitzfeſtigung ein. 
Mit ihr treten günſtige Kreditverhältniſſe ein, und es wird dadurch 
den Beſitzern die Möglichkeit gegeben, auch auf dem Grundſtücke zu 
bleiben und weiter zu wirtſchaften. Ich glaube, dieſer Anſicht wird 
fid) jetzt wohl keiner verſchließen, daß die Kriegsentſchüdigung doch 
nicht ſo reichlich fließen wird, wie man erhoffte, und es wird nötig 
ſein, auch noch an andern Stellen einzugreifen. Geſchieht das nicht 
— das wiſſen wir beſtimmt —, dann tritt ein Tohuwabohu auf 
dem Gütermarkte ein, und ein Güterhandel wird Platz greifen, der 
wirtſchaftlich den größten Schaden anrichten würde. Dieſem vorzu⸗ 
beugen, ſoll der Staat noch weitere Mittel zur Verfügung ſtellen. Es 
würden in der Hauptſache die Kreiſe Stallupönen, Pillkallen, Tilſit, 
Niederung, die außerhalb des Beſitzfeſtigungsgebiets liegen, in Frage 
kommen. Ich möchte anregen, das Beſitzfeſtigungsgeſetz auszudehnen, 
wenn möglich, auf die ganze Provinz, ein Plan, der ſchon lange bier 
bearbeitet tft, hoffentlich gelingt er. Die Gelegenheit dazu iſt meiner 
Anſicht nach ſehr günſtig. Um auf den andern Punkt zurückzukommen, 
den Herr Landeshauptmann von Berg erwähnte, möchte ich fol⸗ 
gendes bemerken: Die Güter, die Totalſchäden erlitten haben, werden 
derart liquidieren, daß die Schadenliquidation zuzüglich des Wertes 
des erhalten gebliebenen Grund und Bodens uſw. doch noch ſo hoch 
ſein wird, daß dieſe beiden Summen den Wert des Gutes, den es vor 
dem Krieg gehabt hat und den der Beſitzer nach den Grundſätzen auch 
nur bekommen darf, überſteigen werden. 
Hierbei wird ſich ſehr häufig, wenn die Verkaufsabſicht beſteht, 
die Möglichkeit bieten, eine größere Entlaſtung herbeizuführen. Ich 
ſtelle mir die Sache ſo vor, daß, wenn der betreffende Beſitzer mit 
Totalſchaden ſich meldet, eine Schätzung vorgenommen wird, und zwar 
des Wertes des Gutes mit dem Beſtande, wie er jetzt vorhanden iſt. 
Die Siedlungsgeſellſchaft ſagt, ich kaufe für meine Zwecke, und die 
Siedlungsgeſellſchaft wird wohl diejenige Stelle ſein, die am beſten 
bezahlen kann. Sie wird das Gut beſichtigen und abſchätzen laſſen 
und ſagen, ich kann für das Gut einen gewiſſen Betrag geben, denn 
die vernichteten Gebäude würden für uns keine zu große Rolle 
Alsdann werden die Unterlagen zu beſchaffen ſein. 
mittelte ganze Summe wird gezahlt, und zwar zahlt di 


ſpielen. 
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geſellſchaft den Anteil, den fie für das Beſtehende zahlen kann, und 
die Differenz wird von der Kriegsentſchädigung gezahlt werden 
müſſen. Wenn man ſo operiert, glaube ich, wird man ſehr zugunſten 
der Staatskaſſe abſchneiden. Denn die Einzelliquidationen für zer⸗ 
ſtörte Gebäude, für vernichtete Ernte, für das vernichtete tote und 
lebende Inventar wird ſo hoch ſein, daß, wie ich glaube, die Summe 
erheblich höher iſt als diejenige, die ſich ergibt, wenn der Wert des 
Gutes vor dem Kriege in Rechnung gezogen wird. Ich weiß nicht, 
ob Ihnen meine Ausführungen genügend klar ſind. 


Landeshauptmann von Berg: 

M. H.! Ich bin mit den Ausführungen des Herrn Vorredners 
einverſtanden, nur kann ich nicht einſehen, warum wir heute peſſi⸗ 
miſtiſcher ſein wollen als im September v. J., da doch die militäriſche 
Lage heute ebenjo gut ijt wie vorher. Bezüglich des Aufbaues von 
großen Gütern wird vorausſichtlich nicht nur dieſes eine Jahr als 
Spannung ſein, ſondern event. ein längerer Zeitraum in Frage 
kommen, für den das Geld als Darlehn gegeben wird. Durch größere 
alljährliche Amortiſation wird allmählich die ganze Schuldſumme in 
den Beſitz des Eigentümers aufgehen, denn ſonſt entſteht die Möglich⸗ 
keit, daß Beſitzer ſehr verſchuldeter Güter ſich ſtark bereichern könnten, 
indem ſie das Beſitztum mit guten Gebäuden zu höheren Preiſen 
weiter verkaufen als in früherer Zeit ihr Gehöft mit ſchlechten Ge⸗ 
bäuden. Dieſes iſt ja noch nicht zum Ausdruck gekommen, könnte 
aber ſpäter in Erſcheinung treten. 


Oberpräſident von Batocki: 

Eine außerordentlich wichtige Frage des ganzen Wiederher⸗ 
ſtellungswerks iſt die, daß derjenige, der eine Zuwendung bekommt, 
die kein Rechtsanſpruch iſt, ſondern freiwillig im Wirtſchafts⸗ und 
Staatsintereſſe erfolgt, dieſe nur unter gewiſſen, die dauernde nütz⸗ 
liche Verwendung der Zuwendung ſichernden Bedingungen erhält. 
Die von dem Herrn Landeshauptmann berührte Frage iſt noch nicht 
ſpruchreif. Ich darf den Antrag des Herrn Gramberg bezüglich 
des erſten Teils dahin zuſammenfaſſen: Die Kriegshilfskommiſſion 
iſt der Anſicht, daß die Ausdehnung des Beſitzbefeſtigungsverfahrens 
auf die ganze Provinz, mindeſtens auf erheblich geſchädigte Teile der 
Provinz, dringend geboten iſt, wenn das Werk der wirtſchaftlichen 
Wiederherſtellung dauernd Erfolg haben ſoll. 
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Generallandſchaftsdirektor Dr. Ka pp: 

M. H.! Die von Herrn Generaldirektor Gramb erg ange⸗ 
führten Geſichtspunkte ſind außerordentlich bedeutungsvoll. Es iſt 
klar, daß gerade die Frage der Wiederbevölkerung der Provinz Oft- 
preußen einen ſehr bedeutenden Raum in Anſpruch nehmen wird 
für diejenigen Maßnahmen, die zur endgültigen Wiederherſtellung 
der Provinz führen. Ich möchte aber annehmen, daß es vielleicht 
verfrüht wäre, wenn die Kommiſſion heute ſchon Stellung nimmt 
zu dem Antrag des Herrn Generaldirektor Gramberg. Das ſind 
Fragen von ſo ungeheurer Tragweite und ſo großer prinzipieller 
Bedeutung, daß es nicht möglich ſein wird, auf Grund des Materials, 
wie es uns vorliegt, ſchon jetzt derartige Beſchlüſſe zu faſſen. Ich 
bin auch der Meinung, daß die Frage zu der eigentlichen Aufgabe 
der Hilfskommiſſion nur in loſem Zuſammenhang ſteht. Unſere 
Aufgabe beſteht doch hauptſächlich darin, zu erörtern, wie aus der 
Vorentſchädigung zunächſt diejenigen Maßregeln zu ergreifen ſind, 
um den wirtſchaftlichen Aufbau der Provinz in die Wege zu leiten. 
Es gibt unendlich viele wirtſchaftliche Fragen, die da nebenher laufen, 
und zu dieſen gehört zweifelsohne vom Standpunkt der Wieder⸗ 
bevölkerung die weitere Frage, inwieweit ſie bei dem Beſitzbefeſti⸗ 
gungsverfahren zur Anwendung zu bringen ſein werde. Ich möchte 
deshalb glauben, daß es nicht richtig wäre, wenn die Kommiſſion 
ſchon heute in dieſer Frage verhandeln würde. 


Vorſitzender der Landwirtſchaftskammer Dr. Bra ndes: 

Wenn ich Herrn Generaldirektor Gramberg recht ver⸗ 
ſtanden habe, ſo meint er, daß alle diejenigen, die mehr beauſpruchen, 
als der Kriegsſchaden beträgt, d. h. bei Gegenüberſtellung der Werte 
zwiſchen dem alten Bau und dem Neubau Differenzen haben, daß 
alle dieſe ſich dem Beſitzbefeſtigungsverfahren unterwerfen müſſen. 
Wenn das der Fall wäre — in allen von den Ruſſen beſetzten Kreiſen 
dürfte nicht einer ſein, der nicht unter das Geſetz fallen würde — 
dann würden dieſe nach dem Beſitzbefeſtigungsgeſetz behandelt werden 
müſſen. Die öſtlichen Kreditverhältniſſe und die Perſonalkredite, 
die die Beſitzer haben, ſind nicht ſo, daß einzelne Beſitzer aus eigenen 
Mitteln die Koſten eines Neubaues zu beſtreiten imſtande ſind. Es 
erſcheint mir doch zweifelhaft, ob es richtig iſt, ganze Kreiſe dem 
freien Verkehr gänzlich zu entziehen. Sollte ich falſch verſtanden 
haben, ſo bitte ich, mich zu berichtigen. 
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Oberpräſident von Batocki: 

Einen Zwang auszuüben, beabſichtigen wir nicht. Herr 
Gramberg wünſcht nur, daß die Möglichkeit für die Beſitzbefeſti⸗ 
gung geſchaffen wird. Wie weit dabei ein Zwang ausgeübt werden 
kann, das iſt heute noch nicht ſpruchreif. Wir können vielleicht den 
Antrag ſo faſſen: „Die Kriegshilfskommiſſion iſt der Anſicht, daß 
die Ausdehnung des Boſitzbefeſtigungsverfahrens auf die ganze 
Provinz oder mindeſtens auf die vom Kriege erheblich geſchädigten 
Teile zu erwägen ijt, wenn das Werk der wirtſchaftlichen Wieder⸗ 
herſtellung dauernd Erfolg haben ſoll. Die Abteilung für Kredit⸗ 
weſen wird mit weiteren Vorſchlägen darüber beauftragt.“ Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß in dieſem Sinne der Antrag Gramberg an⸗ 
genommen wird, wodurch auch den Wünſchen des Herrn Geheimrat 
Kapp entſprochen werden dürfte. 

Nun hat Herr Stadtrat Roſenſtock mir ſeine Gedanken 
über die Wiederbevölkerung der Provinz mitgeteilt. Ich habe Herrn 
Stadtrat Roſenſtock gebeten, hierherzukommen, um ſeine er⸗ 
wägenswerten Geſichtspunkte in Ihrem Kreiſe vorzutragen. 


Stadtrat Roſenſtuck: 

M. H.! Es handelt ſich bei meinen Ausführungen um die 
Frage, wie man weiter der Entvölkerung der Provinz entgegen⸗ 
treten könnte. Ich fürchte nämlich, daß die Witwen und Waiſen der 
Gefallenen vom Lande und aus ländlichen kleinen Städtchen zum 
großen Teil die Neigung haben werden, nach Städten, Großſtädten 
und größeren Mittelſtädten, beſonders nach Königsberg überzu⸗ 
ſiedeln, und zwar deshalb, weil ſie fid) als glückliche Rentieren fühlen 
werden, und ſich dieſes Ideal faſt aller ländlichen Arbeiterfrauen, 
nämlich das Großſtadtleben, nach meinen Erfahrungen leiſten können. 
Sie entziehen dem Lande dadurch für Gegenwart und Zukunft 
Arbeitskräfte, ohne daß ſie ein für die größeren Städte beſonders 
erfreulicher Bevölkerungszuwachs werden, wo ohnehin Wohnungsnot 
herrſcht und die Frauen nicht viel Arbeits⸗ und Erwerbsmöglichkeiten 
haben. 

Nach dem Geſetz von 1905 erhält die Witwe eines als Gemeiner 
Gefallenen eine jährliche Rente von 400 Mark, die Witwe eines Unter⸗ 
offiziers 500 Mark und die Witwe eines Feldwebels oder Vizefeld⸗ 
webels 600 Mark. Jedes Kind erhält bis zum vollendeten 18. Lebens⸗ 
jahr 168 Mark. Ich ſpreche nur von den Hinterbliebenen der nicht 
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aktiven Soldaten. Es würde z. B. hiernach die Witwe eines Ge⸗ 
meinen mit drei Kindern ohne weiteres 904 Mark jährlich, die Witwe 
eines als Unteroffizier gefallenen ländlichen Arbeiters mit vier 
Kindern 1172 Mark jährlich erhalten. Dazu kommt noch, da ſämt⸗ 
liche Gefallenen gegen Invalidität verſichert geweſen ſind, die Waiſen⸗ 
rente nach der Reichsverſicherungsordnung. Die Witwenrente würde 
meiſtens nicht in Frage kommen, weil dieſe nur gezahlt wird, wenn 
die Witwe ſelbſt erwerbsunfähig ijt. Nach dem Geſetz bekommen 
die Waiſen eines Gefallenen, der vor Erlangung einer Invaliden⸗ 
rente geſtorben iſt, Rente wie folgt: das erſte Kind % der In⸗ 
validenrente, die dem Vater zugeſtanden hätte, wenn er ſie erhalten 
haben würde; jedes weitere Kind 4, fo daß drei Kinder zuſammen 
ao, das wäre ber fünfte Teil der Rente des Mannes, bekommen 
würden. Das ſind tatſächlich für unſere ländlichen Verhältniſſe 
ganz erhebliche Beträge, die den Frauen zufließen, und, wie geſagt, 
ich fürchte nun ſehr, daß dieſe Frauen die Neigung haben werden, 
nach Königsberg, Tilſit oder anderen größeren Städten zu ziehen. 
Und auf dieſe Weiſe geht nicht nur ihre Arbeitskraft für das Land 
verloren, ſondern auch die ihrer Kinder, worauf ich mehr Gewicht 
lege. Es wird ſich nun fragen, ob und wie dem entgegengetreten 
werden kann. Der eine Punkt, der den Frauen und Kindern die 
Ueberſiedelung nach Gropitübten ſchwierig machen könnte, iſt die 
Wohnungsfrage. Ich glaube, wir haben in großen und mittleren 
Städten mit über 20 000 Einwohnern eine große Not an kleinen 
Wohnungen und verhältnismäßig hohe Preiſe für dieſe Wohnungen. 
Unſere gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmer erklären, eine 
einfache Arbeiterwohnung von einem Zimmer mit Küche nicht unter 
25 Mark monatlicher Miete herſtellen zu können. Ich will aber den 
kleinſten Typus zum Preiſe von 22 bis 25 Mark anſetzen, das iſt 
an ſich ziemlich hoch, ſelbſt bei dieſer Rente. Aber die Frau würde 
ſich im allgemeinen dieſe Wohnungsmiete erheblich verbilligen, da 
ſie gewohnt iſt, ihr Wohnungsbedürfnis einzuſchränken, indem ſie 
entweder ſelbſt als Veiwohnerin zu einer anderen Familie zieht oder 
Schlafſteller aufnimmt. Und gerade junge Witwen w 
Wirtinnen von Schlafſtellern begehrt werden, 
übrigen deshalb, weil ſie nicht die Gefahr biete 
jungen Witwen beſteht, denn ſie wollen nicht ge 
fie ſonſt die Witwenrente verlieren würden. D 
Folge haben, man mag über bie Verhältniſſ 


ürden als 
abgeſehen von allem 
n, die ſonſt bei allen 
heiratet werden, weil 
as würde die weitere 
e denken wie man wolle, 
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daß jedenfalls die Kinder in ihrer Erziehung außerordentlich ge- 
fährdet werden würden. Darum iſt vom Standpunkte der Städte 
aus dieſer Zuwachs möglichſt zu verhindern. Für das Land und die 
kleinen Städte würde es dagegen von großer Bedeutung ſein, daß 
die Kinder auf dem Lande erzogen werden und auf dem Lande ver⸗ 
bleiben. In dieſem Falle würde das Kriegswaiſengeld bis zum 
18. Lebensjahre für die Kinder verbleiben, und die Mutter würde 
dauernd bis zu ihrem Tode ihr Witwengeld bekommen. Es würde 
dadurch auch möglich ſein, daß das Kind eine handwerksmäßige oder 
ſonſtige Ausbildung bekommt und daß die Kinder dann den Nach⸗ 
wuchs für das Handwerk, für gelernte Stellmacher, Schmiede, 
Gärtner uſw. bilden können. Nun wird auf der andern Seite die 
Frage zu beantworten ſein — ich muß geſtehen, daß ich als Städter 
nicht genügend Sachkenntnis habe, ſie zu beantworten —, wäre es 
möglich, die Frauen mit ihren Kindern an das Land zu feſſeln und 
zu ſagen, du bekommſt nur das Witwen⸗ und Waiſengeld, wenn du 
auf dem Lande bleibſt? Das iſt ja nach dem Geſetz unzuläſſig. 
Eine andere Frage iſt die, ob es vielleicht möglich wäre, der Witwe 
zu ſagen, für jedes Kind, mit dem du auf dem Lande bleibſt, be⸗ 
kommſt du noch eine beſtimmle Prämie, anders kann ich es nicht 
nennen. Dieſe Prämie würde dann zu zahlen ſein, wenn der Junge, 
nachdem er die Schule durchgemacht, in einer Kleinſtadt in die Lehre 
tritt. Er bleibt auf dieſe Weiſe der Provinz, dem Lande und der 
Kleinſtadt erhalten. Das würde wohl ohne gar zu große Koſten 
möglich ſein. Wenn auch leider nach den großen Verluſten, die täglich 
bekanntgegeben werden, anzunehmen iſt, daß wir ſehr viele Witwen 
und Halbwaiſen in unſerer Provinz erhalten, ſo wird immerhin ja 
im Verhältnis zu den großen Koſten, die der Wiederaufbau der Pro⸗ 
vinz erfordert, ſolche Prämienzahlung nicht allzu bedeutend ſein. 
Eine andere Frage iſt die, ob für dieſe Familien genügend Woh⸗ 
nungen auf dem Lande und in Kleinſtädten ſein werden und ob man 
ſie ihnen event. ſchaffen kann. Im allgemeinen wird, da auf dem 
Lande die Beſitzer die Wohnungen für ihre männlichen Arbeitskräfte 
gebrauchen, darin die Hauptſchwierigkeit liegen, ob und wie es mög⸗ 
lich ſein wird, ſolchen Familien, die auf dem Lande bleiben wollen, 
einigermaßen gutes Unterkommen zu verſchaffen. Ich glaube, wenn 
man dieſe Frage beantworten kann, dann wird es unter Zuhilfe⸗ 
nahme dieſer Prämie möglich ſein, einen erheblichen Teil auf dem 
Lande zurückzuhalten, vielleicht auch die Witwe, die erſt bei ihrer 
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Verheiratung oder im ſpäteren Alter vom Lande in die Stadt ge⸗ 
zogen iſt, zu bewegen, wieder auf das Land zurückzuziehen, auch 
dann, wenn die Kinder bereits an die Stadt gewöhnt ſind. Das, 
glaube ich, nach den Erfahrungen, die ich ſelbſt gemacht habe, bejahen 
zu können, da ich eine größere Anzahl von Vollwaiſen auf dem Lande 
untergebracht habe und dafür ſorge, daß ſie auf dem Lande und in 
kleinſtädtiſchen Lehrſtellen bleiben. Sie tun das ſehr gern, ſoviel ich 
geſehen habe. Vielleicht können auf dieſe Weiſe noch mehr Perſonen 


für das Land gewonnen werden, wenn vor allem die Wohnungsfrage 
gelöſt wird. 


Oberpräſident von Batocki: 


Wir werden hierzu keine Beſchlüſſe faſſen können, die Frage iſt 
aber für die Provinz Oſtpreußen von viel größerer Bedeutung, als 
für andere Landesteile, da ſie mit der Frage der Entvölkerung des 
Landes ſehr eng zuſammenhängt. Die Frage fat auch ſonſt ſehr 
viele delikate Punkte. Herr Stadtrat Roſenſtock hat auf die 
Kriegswitwen hingewieſen, die wohl kaum ſich wieder verheiraten 
werden. Es gibt varunter auch ſolche, die ihren Mann kaum geſehen 
haben. Alle, die noch arbeitsfähig ſind, werden, wenn ſie ſich nicht 
wieder verheiraten, in einer ungewöhnlich günſtigen Lage ſein. Das 
iſt ja jeder Witwe eines für das Vaterland gefallenen Soldaten von 
Herzen zu gönnen, und wird gewiß niemand daran denken, daß die 
Rente zu hoch bemeſſen iſt, vielmehr ſich freuen, wenn ſie noch höher 
wäre. Aber die Gefahr, daß mit der Wiederverheiratung dieſe Rente 
fortfällt, ij tatſächlich ſehr ernſt und werden ſich außerordentlich 
wenige Witwen entſchließen, wieder zu heiraten. Dadurch wird eine 
ſehr große ſittliche Gefahr für die Erziehung der Kinder und für 
unſer ganzes Volksleben erwachſen, da die Unterlaſſung einer Ehe⸗ 
ſchließung von jüngeren Perſonen beiderlei Geſchlechts außerordent⸗ 
lich gefährdend wirkt. Dieſe Witwen würden natürlich, ſchon, um 
dem Ehebedürfnis ohne formellen Eheſchluß genügen zu können, 
wahrſcheinlich in die Großſtädte direkt gedrängt werden, denn auf 
dem Lande gibt ſolch ein Verhältnis großes Aergernis. Wir haben 
jetzt auch die merkwürdige Erſcheinung, daß die Eheloſigkeit ſogar 
vom Staate prämiiert wird, nämlich bei 
das wiederholt zur Sprache gebracht. Wenn nämlich eine Fabrik⸗ 
arbeiterin und ein Fabrikarbeiter je 900 Mark verdienen und nicht 
heiraten, alſo ſo zuſammenleben, dann ſind ſie ſtaatsſteuerfrei und 


m Steuerweſen. Ich hahe 
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zahlen beinahe keine Kommunalſteuer, wenn fie dagegen verheiratet 
ſind, haben ſie von den 1800 Mark Staatsſteuer und eine höhere 
Kommunalſteuer zu entrichten. Das iſt unlogiſch vom Staate, ſo 
etwas durchgehen zu laſſen. Jedenfalls müßte Abhilfe geſchaffen 
werden derart, daß ſolchen Witwen, die heiraten, eine Kapitalabfin⸗ 
dung in ausreichender Höhe gewährt wird, ſo daß das Ehepaar daun 
imſtande iſt, damit die Anzahlung für ein Rentengut zu leiſten. 
Damit im Zuſammenhange könnte vielleicht die andere Frage, die, 
je mehr man darüber nachdenkt, uns immer mehr aus Herz geht und 
die beſonders für die oſtpreußiſche Bevölkerung von einſchneidender 
Bedeutung iſt, gelöſt werden. Ich bin Herrn Stadtrat Roſenſtock 
dafür dankbar, daß er auf Grund ſeiner reichen Erfahrungen, die er 
in Königsberg in ber Armenpflege und auf dem Wohltätigkeitsgebiet 
beſitzt, dieſen Gedanken angeregt hat, und ich glaube, wir werden gut 
tun, zu überlegen, jeder an ſeinem Teil dahin zu wirken, daß nach 
einem hoffentlich ſiegreichen Krieg die Frage mit einer gewiſſen Be⸗ 
geiſterung gelöſt wird. — 

Das iſt eine Sache, die uns nicht direkt augeht, uns kommt es 
zunächſt darauf an, wie wir die Angelegenheit in irgend einer Form 
nutzbar machen könnten, um die Bevölkerung unſerer Provinz zu 
vermehren und zu verbeſſern. Ich möchte bitten, die Diskuſſion über 
dieſe Frage auf eine ſpätere Gelegenheit zu verlegen, wobei ich be⸗ 
tonen möchte, daß die ganze Bevölkerungsfrage die ſchwierig zu löſen 
iſt, eine der wichtigſten Fragen für uns bildet. 


Freiherr von Tettau⸗Tolks: 


M. H.! Das nächſte Jahr werden Wohnungen für die Kriegs⸗ 
witwen auf dem Lande vorhanden ſein, und man wird die Witwen 
gern behalten, aber mit der Zeit wird ſich das ändern, in den folgen⸗ 
den Jahren werden wir Vollfamilien nicht bekommen, allmählich 
wird es aber hoffentlich anders werden. 


Oberpräſident von Batocki: 

M. H.! Das würde ſich auf Gütern von ſelbſt damit regeln, 
daß, wie ſchon von Herrn Stadtrat Roſenſtock erwähnt iſt, keine 
Kriegswitwe auf ein Gut ziehen wird, weil ſie Arbeit leiſten ſoll, das 
iſt von ihr nicht zu erwarten, das halte ich für ganz ausgeſchloſſen. 

Bei Ziffer 3 ift meinerſeits nichts zu erwähnen. 
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Ziffer 4, Hierzu muß ich zum letzten Abſatz bemerken, daß 
dieſer Zuſatz ohne mein Wiſſen in die gedruckte Anweiſung aufge⸗ 
nommen worden iſt. 


Regierungspräſident Dr. Gramſch: a - 

Unter Nr. 4 iſt geſagt, daß die Landräte, Oberbürgermeiſter für 
die Anmeldung des geſchädigten, beweglichen Eigentums zuſtändig 
ſind. Es iſt aber nicht daran gedacht, daß vielfach Anträge auf Vor⸗ 
entſchädigung geltend gemacht werden von Kaufleuten und Gewerbe⸗ 
treibenden im R eiche, denen beiſpielsweiſe das Eigentum in Endt⸗ 


kuhnen auf dem Bahnhofe beſchädigt iſt. Wer iſt für dieſe Anmel⸗ 
dungen zuſtändig? 


Oberpräſident von Batocki: 


Es würde hier die Entſcheidung von Fall zu Fall zu treffen 
ſein, die ich mir vorbehalte. Das trifft auch für den von Herrn 
Regierungspräſidenten Gramſch angedeuteten Fall zu. 


Freiherr von Tettau⸗Tolks: 

Ich bitte um das Wort zu IL, 4, Abſatz 2. Hiernach hat ber Herr 
Oberpräſident den Zeitpunkt zu beſtimmen, bis zu welchem Vorent⸗ 
ſchädigungsanträge geſtellt werden dürfen. Ich möchte bitten, den 
Zeitpunkt zu verlängern, weil ſich die Verhältniſſe ändern können. 
Ich habe keine Vorentſchädigung beantragt, weil meine 84 Pferde 
größtenteils von der Landwirtſchaftskammer übernommen worden 


ſind, und würde ich jetzt bitten, noch eine Vorentſchädigung bean⸗ 
tragen zu dürfen. 


Oberpräſident von Batocki: 


Ich werde für Stellung von Vorentſchädigungsanträgen ſehr 
reichliche Friſt geben, da ſich bis zum Friedensſchluß noch immer 
Aenderungen in der Kriegslage ergeben können. Aber auch nach dem 
Friedensſchluß wird die Friſt noch jo lange dauern, daß jeder Zeit 
hat, ſeine Anträge zu ſtellen. 


Regierungspräſident Dr. Gramſch: 


M. H.! Es wäre wünſchenswert, wenn die Zentralbehörde 
nach der Vorſchrift II, 5 handeln möchte. Ich bemerke, daß ich jede 
Woche von der Zentralbehörde in Berlin eine Menge Anträge zurück⸗ 
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geſchickt erhalte. Die zuſtändige Behörde ſoll aber der Landrat fein. 
Es wäre zu wünſchen, daß die Anträge direkt an die zuſtändige 
Stelle geſandt werden, ſonſt tritt eine Verſpätung ein. 


Oberpräſident von Batocki: 

Die Anträge müſſen ſogleich an die Landräte geſandt werden. 

Zu Punkt 6 habe ich nichts zu bemerken. Dagegen iſt zu 
Abſatz 2 A bezüglich der an Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion 
zu zahlenden Tagegelder folgendes zu ſagen: Das Tagegeld beträgt 
nach den Beſtimmungen 15 Mark pro Tag. Wenn die Reiſe am 
Tage des Antritts noch beendet wird, werden 12 Mark Tagegeld ge⸗ 
währt, wenn ſie innerhalb 24 Stunden beendet wird, das Einein⸗ 
halbfache. Die Fuhrkoſten werden wie üblich berechnet. Früher war 
die Beſtimmung, daß die Sätze der Kreiskommiſſionen maßgebend 
ſeien. Dieſe Kreiskommiſſionsſätze ſind verſchieden, manche unzu⸗ 
reichend, manche hoch, manche niedrig. Ich habe den Landräten 
entſprechende Anweiſung erteilt, die Berechnung wird nunmehr nach 
den neuen Beſtimmungen erfolgen. 

Im Abſatz 4 ſteht alsdann von den unmittelbaren Einwir⸗ 
kungen des Krieges, die auch eutſchädigt werden. Nach früherer 
Handhabung gehörte zu den unmittelbaren Einwirkungen auch der 
Flüchtlingsſchaden, d. h., wenn Flüchtlinge den Schaden verurſacht 
haben. Es läßt ſich nicht unterſcheiden, welcher Teil des Schadens 
von Flüchtlingen und welcher von den Ruſſen herrührt. 

In Nummer 6 Abſatz 5 iff von eiligen Fällen die Rede, in 
denen Vorentſchädigungen gewährt werden können, nur müßte der 
Kriegshilfsausſchuß nachträglich hiervon Kenntnis erhalten. 

Zu Nr. 7 iſt zu bemerken, daß bei der vorläufigen Schaden⸗ 
ermittelung bei Grundſtücken Nutzungen, die infolge des Krieges be⸗ 
ſchränkt oder aufgehoben ſind, berückſichtigt werden können, jedoch 
nicht höher als mit einer Verzinſung von 4 Prozent. Bei der Er⸗ 
mittelung des Wertes, den das nutzbare bewegliche und unbewegliche 
Eigentum darſtellt, ſind die Ergebniſſe der Steuerveranlagung zu⸗ 
grunde zu legen. Abgeſehen von dem Ruhen der Nutzung vermieteter 
oder ſelbſt benutzter, zu einem landwirtſchaftlichen Betriebe gehöriger 
Wohngebäude, wird bei landwirtſchaftlichen Betrieben der Nachteil 
des Ruhens des Betriebes in der Regel früheſtens bei der diesjährign 
Ernte eintreten. Bis dahin können für ſolche Betriebe Vorentſchädi⸗ 
gungen nur auf Sachſchaden bezahlt werden. Bei Abweichungen iſt 
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meine Genehmigung einzuholen. Ich muß bieje Beſtimmungen 
etwas näher erläutern. Nach unſern früheren Beſchlüſſen ſollte ein 
indirekter Schaden in weiteſtem Umfange vergütet werden. Es ſollte 
einem jeden, deſſen Betrieb ruhte, der ihm entgangene Gewinn in 
gewiſſem Umfange erſtattet werden, insbeſondere den Gewerbe⸗ 
treibenden, den Kaufleuten und freien Berufen. Die Verhandlungen 
zwiſchen dem Reichsſchatzamt und dem Preußiſchen Miniſterium 
haben ergeben, daß das Reichsſchatzamt indirekte Schäden vorläufig 
nicht in vollem Umfange anerkennt. Es hat ſich berufen auf das 
Geſetz von 1871, wo die Kriegsſchäden ſich nur auf direkte Schäden 
bezogen, wogegen indirekte Schäden, veranlaßt durch Ruhen des Be⸗ 
triebes, ausgeſchloſſen waren. Ich habe darauf hingewieſen, daß wir 
871 nur ganz minimale Schadenanmeldungen gehabt haben, die 
beſonders bei den erſten Gefechten und bei Schiffen und in Häfen 
vorgekommen ſeien, und daß deswegen damals von indirekten 
Schäden kaum die Rede geweſen iſt. Ich hoffe, daß es ſich ſpäter noch 
erreichen laſſen wird, daß indirekte Schäden, verurſacht durch Ruhen 
von Betrieben uſw., berückſichtigt werden, das liegt im Intereſſe der 
Billigkeit. In manchen Fällen iſt es ganz gleichgültig, ob es ſich um 
einen Sachſchaden handelt oder ob ein ganzer Betrieb lahmgelegt 
wird. Jedenfalls wird es für einen Gewerbetreibenden ſchlimmer 
ſein, wenn ſein Betrieb jahrelang ruht, wobei ſeine Arbeitskraft un⸗ 
benutzt bleibt, als menn er einzelne Sachen verliert. Ganz beſonders 
trifft das zu bei jemand, der einen freien Beruf ausübt. Er kann 
höchſtens durch Verluſt ſeines Tiſches, ſeines Stuhles einen Sach⸗ 
ſchaden erleiden, ein Zahnarzt ſeine Apparate, eine Klavierlehrerin 
ihr Klavier und die Noten. Der Sachſchaden bei freien Berufen 
kann danach gering ſein, dagegen der indirekte Schaden durch Ruhen 
des Betriebes außerordentlich groß. Ein Arzt wird allerdings bei 
gutem Willen leicht an anderer Stelle tätig fein können, dagegen 
dürfte für einen bei einem Rechtsanwalt angeſtellten Bürovorſteher 
ſich ohne weiteres ſehr ſchwer eine Tätigkeit finden laſſen, da mit dem 
Ruhen der juriſtiſchen Tätigkeit in vielen Bezirken zu rechnen iſt. 
Es ſoll vorläufig der Ausweg gewählt werden, daß wenigſtens da, 
wo Betriebskapital vorhanden iſt — bei Gewerbetreibenden und 
Kaufleuten — 4 Prozent des Betriebskapitals bezahlt werden. Das 
kann, einſchließlich der Gebäudenutzungen, unter Umſtänden viel, 
unter Umſtänden wenig ſein. Bei den freien Berufen ſpielt das 
Betriebskapital feine Rolle, ſpielen 4 Prozent Zinſen erſt recht keine 
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Rolle; da ſoll nun auf anderem Wege wenigſtens einer Notlage 
entgegengetreten werden. Bei den Landwirten liegt die Sache ſo, 
daß das Ruhen des Betriebes zwar grundſätzlich berückſichtigt werden 
kann, daß aber eine Prüfung des dadurch verurſachten Schadens 
erſt bei der nächſten Ernte erfolgen wird. Das hat die Abteilung 
für Landwirtſchaft in dieſem Jahre beſchloſſen, es iſt vom Mini⸗ 
ſterium anerkannt worden. Wenn in dieſem Jahre einem Landwirt 
das abhanden gekommene Getreide, Vieh, Futtermittel uſw. voll be⸗ 
zahlt wird, dann iſt ſein Schade damit ausgeglichen. Es kann ihm 
nicht eine außerordentliche Entſchädigung für das Ruhen ſeines Be⸗ 
triebes gegeben werden, dagegen kann natürlich ein weiterer Schaden 
im nächſten Jahr entſtehen, wenn der Krieg wider Erwarten ſo lange 
dauern ſollte. Für das nächſte Jahr fehlt ihm jede Einnahme, doch 
muß er Zinſen zahlen. Dann natürlich muß er, wenn der Betrieb 
erhalten werden ſoll, eine Wirtſchaftsentſchädigung für die Zeit über 
von 4 Prozent des Wertes ſeines Kapitals erhalten. Inwieweit 
ſpäter, durch Nichtbeſtellen der Felder, ein Sachſchaden vorliegt, muß 
noch erörtert werden. Dazu würde die Abteilung für Landwirt⸗ 
ſchaft noch Stellung zu nehmen haben. Vorläufig wird der Schaden 
noch nicht reguliert, weil ſich ſeine Tragweite noch nicht überſehen 
läßt. Die Regelung iſt zwar nicht ſo erfolgt, wie ich's urſprünglich 
wünſchte. Es wäre mir lieber geweſen, wenn mindeſtens innerhalb 
einer weiter bemeſſenen Höchſtgrenze Erſatz geleiſtet worden wäre. 
Wir müſſen uns aber vorläufig mit den 4 Prozent des Kapitalwertes 
behelfen. 


Generallandſchaftsdirektor, Geheimer Oberregierungsrat Dr. 
Kapp: 

Ich möchte mir eine Frage erlauben. Es kommt nicht bloß in 
Betracht die Frage des Ruhens des eigenen Betriebes, ſondern auch 
eines dritten Betriebes, an dem die Landwirte beteiligt ſind, bei⸗ 
ſpielsweiſe bei Genoſſenſchaftsmeiereien, Zuckerfabriken und dergl. 
Wenn alſo durch feindlichen Einfall die betreffenden Landwirte nicht 
in der Lage geweſen ſind, ihre Produkte, beſonders Milch, an die 
Genoſſenſchaftsmeierei abzuliefern und dieſe Erzeugniſſe nutzbar zu 
machen, weil der Betrieb der Meierei eingeſtellt wurde, ſo entſteht 
ein augenblicklicher unmittelbarer Schaden, und es entſteht die Frage, 
ob durch dieſe Grundſätze, die jetzt feſtgeſtellt worden ſind, derartige 
Fälle auch zu entſchädigen ſind. 
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Oberpräſident von Batocki: 
Die 
geworden. 
und die wei 


Frage der Vorentſchädigung in dieſen Fällen iſt nicht akut 
Ich würde immer empfehlen, den Schaden anzumelden, 
tere Entwickelung wird zeigen, ob der Staat ihn end⸗ 
gültig anerkennt. Die Schadenermittelung geſchieht durch die Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe nur vorläufig. Ueber die Art der endgültigen Feſt⸗ 
ſetzung iſt nichts geſagt. Als zweite und letzte Inſtanz wird wohl eine 
Bezirkskommiſſion geſchaffen werden — etwa mit einem Staats⸗ 
oder Reichskommiſſar — nach Art des Steuerverfahrens. Daun 
werden auch endgültige Grundſätze über dieſe Frage aufgeſtellt 
werden. 
Zu Punkt 6 Abſatz 3, wonach der Oberpräſident ermächtigt 
wird, mit der Abſchützung beſtimmter Arten von Schäden — z. B. 
Brand⸗ und Trümmerſchäden, größerer Forſtſchäden — beſondere 
Sachverſtändige zu betrauen, wird beſonders intereſſieren, daß die 
Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen erſucht worden iſt, die Ab⸗ 
ſchätzung ſolcher Fälle vorzunehmen. Ich erteile dazu das Wort Herrn 
Oberregierungsrat S chickert. 


Oberregierungsrat S ch icke rt: 


M. H.] Wir haben bisher in der Stadt Allenburg alles ab⸗ 
ſchätzen laſſen, was beſchädigt worden iſt. 


ſchickt. Im Kreiſe Angerburg iſt ein groß 
Kreiſen Ortelsburg, Neidenburg und Oſt 
weil die Bevölkerung flüchtig war, 


unterbrechen, ſo daß im weſentlichen nur im Kreiſe Königsberg 


weitergearbeitet werden konnte. Ich glaube aber, daß es bald möglich 
ſein wird, die Abſchätzungen weiter vorzunehmen. In Neidenburg 
haben die Beamten zum Teil bis zur Grenze vorgehen können. 


er Teil abgeſchätzt. In den 
erode mußten die Beamten, 
leider die Abſchätzung vorzeitig 


Oberpräſident von Batocki: 


Ich habe eine Zuſammenſtellung über den Umfang der Ab⸗ 
ſchätzungsarbeiten, die Herr Oberregierungsrat S chickert veranlaßt 
bat, zur Hand. Darnach find im Kreiſe Niederung ungefähr /, 
Oſterode ebenfalls 3 / 4, Raſtenburg /, Röſſel ½, Wehlau ¼, Allen⸗ 
ſtein die Hälfte, Gerdauen ebenfalls die Hälfte, Friedland Is Pr. 
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Eylau /, und Inſterburg / abgeſchätzt. Es ift innerhalb dieſer 
kurzen Zeit in dieſen Kreiſen außerordentlich viel geleiſtet worden, 
was ich dankbar anerkennen möchte. 


Oberregierungsrat Schickert: 
Ich möchte betonen, daß dieſes nur ganz ſchätzungsweiſe An⸗ 
gaben ſind. 


Oberpräſident von Batocki: 

Die Frage der Zuſchläge zu den Entſchädigungen der Feuer⸗ 
verſicherungen will ich noch ſtreifen. Es iſt außerordentlich wichtig, 
daß ſie von den Abteilungen beraten wird und heute zur Sprache 
kommt. Es iſt richtig, daß die Entſchädigung in vielen Fällen nicht 
ausreicht, um die Gebäude wirtſchaftlich wieder herzuſtellen. Ich 
ſtelle dieſes zur Debatte. 


Freiherr von Tettau⸗Tolks: 

In Punkt 19 iſt geſagt, daß bei der Schätzung von Brand⸗ und 
Trümmerſchäden der Neubauwert der Gebäude unter Berückſichtigung 
der vor Ausbruch des Krieges im Juli 1914 üblichen Bauſtoffpreiſe 
und Löhne feſtzuſtellen ijt. Da die Baumaterialien und Löhne vor 
dem Kriege billiger waren, als ſie jetzt ſind, werden doch viele Bau⸗ 
herren in Verlegenheit kommen. Vorausſichtlich werden im nächſten 
Jahre die Baumaterialien ſehr teuer ſein, ſicherlich werden aber auch 
die Löhne ſteigen, und es wird nicht richtig ſein, bei dem Bau⸗ 
material uſw. die damaligen Preiſe in Anſatz zu bringen. 


Oberregierungsrat Schickert: 

M. H.! Dieſe Frage iſt ſchon früher erörtert worden, auch 
im Plenum. Wir waren uns alle darüber klar, daß mit den be⸗ 
willigten Entſchädigungen nicht wieder aufgebaut werden kann, es 
wurde der Vorſchlag gemacht, es mögen nach Beendigung des Krieges 
oder, ſobald wieder dauernde Verhältniſſe kommen, Ermittelungen 
durch die Kriegshilfskommiſſion angeſtellt werden, welche Zuſchläge 
zu den ermittelten Beträgen gewährt werden können, um entſprechend 
den geſtiegenen Löhnen und Baumaterialpreiſen die Beſchädigten 
einigermaßen zu entſchädigen. Wir waren uns weiter darüber klar, 
daß damit allein noch lange nicht die große Mehrzahl inſtand 
zu ſetzen iſt, da bei zahlreichen Bauten nur der Zeitwert entſchädigt 
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werden kann. Alſo für ein gänzlich veraltetes, im Abbruch ſchon be⸗ 
findliches, verwittertes Gebäude würde nur eine ganz minimale Ent⸗ 
ſchädigung gewährt werden können, ſelbſt wenn man die Schaden⸗ 
quote bis 50 Prozent erhöhte. Ich habe damals den Vorſchlag ge⸗ 
macht, es müſſe in irgend einer Weiſe dafür geſorgt werden, daß der 
Geſchädigte die Mittel bekomme, um ein für die Bedürfniſſe ſeiner 
Wirtſchaft ausreichendes Gebäude aufzubauen. Es entſtanden darüber 
Meinungsverſchiedenheiten. Von einer Seite wurde vorgeſchlagen, 
es möge den Betreffenden das Geld ohne die Bedingung der Rück⸗ 
zahlung gewährt werden. Von anderer Seite wurde geſagt, es möge 
das Geld als Darlehn gewährt werden, das bei geringer Verzinſung 
oder unverzinſt nach einigen Jahren zurückgezahlt werden ſollte. 
Aber die Frage iſt unentſchieden geblieben, und auch das Miniſterium 


iſt gegenwärtig auf eine endgültige Entſcheidung der Frage noch nicht 
eingegangen. 


Landeshauptmann von B erg: 

Soviel ich weiß, hat der Herr Finanzminiſter ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß nicht nur der Wert des Gebäudes zur Zeit 
der Zerſtörung, ſondern ber Wert des Neuaufbaues des Gebäudes 
gegeben werden ſoll. In Ziffer 19 der Anwei i 
deutet und geſagt: Bei der Schätzung von Brand⸗ 
ſchäden iſt der Neuba 


Ich habe allerdings die Hoffnung, daß nicht alle Darlehne rückzahlbar 
gegeben werden, ſondern der Staat die Darlehne amortiſiert, ohne 
eigentliche Verzinſung und Amortiſation. Im zweiten Abſatz heit 
es dann, daß der Berechnung des Schadens der ſo ermittelte Bauwert 
unter Abzug eines dem Zuſtande des Gebäudes, insbeſondere dem 
Alter und der Abnutzung entſprechenden Betrages, zugrunde zu legen 
iſt. Es iſt mir nicht recht klar, was darunter zu verſtehen if, ich 
bitte darüber um Auskunft. 


Oberpräſident von Batocki: 

Im Abſatz 2 ijt beſtimmt geſagt, daß das Gebä 
Alter geſchätzt werden muß, ſo daß der Beſchädigte bei 
Alter des Hauſes event. nur die Hälfte bekommen kann 


ude nach dem 
einem hohen 
Man ver⸗ 
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liert alſo vom privatwirtſchaftlichen Standpunkt aus die Mehrkoſten 
der teuren Baupreiſe und dann den Minderwert, den das Gebäude 
durch die Abnutzung erfahren hat. Die Frage, welche Zuſchläge zum 
Wiederaufbau gegeben werden können, iſt noch ganz ungeklärt. Das 
Reich iſt noch nicht bereit geweſen, irgend welche Zuſagen zu machen. 
Vorläufig iſt ſomit die ganze Situation noch nicht geklärt, das 
Staatsminiſterinm hat es deswegen für beſſer gehalten, die ganze 
Frage in der Schwebe zu laſſen. Sicher iſt, daß mindeſtens Dar⸗ 
lehne gegeben werden, wahrſcheinlich einige Jahre zinsfrei und daun 
zu mäßigen Zinſen und wahrſcheinlich unter Hypothekenſicherſtellung. 
Es tjt zweckmäßig, daß wir die Sache vorläufig zurückſtellen, ich hoffe, 
fie wird ſpäter eine günſtige Löſung finden. Wir müſſen erſtreben, 
daß jeder Geſchädigte möglichſt in die Lage verſetzt wird, wirtſchaftlich 
brauchbare Gebäude mit Staatsgeldern zu bauen. Wenn das nicht 
gelingt, |o wird eine große Menge von kleinen Beſitzern nicht in der 
Lage ſein, ihre ganze Wirtſchaft aufrecht zu erhalten. — Nach den 
beſtehenden Beſtimmungen darf für die Vorentſchädigung der 
Schaden nur feſtgeſetzt werden nach Maßgabe der Ziffer 19, — daß 
alſo der Neubauwert der Gebäude unter Berückſichtigung der vor 
Ausbruch des Krieges üblichen Bauſtoffpreiſe und Löhne ermittelt 
wird, unter Abzug eines dem Zuſtande des Gebäudes und der Ab⸗ 
nutzung entſprechenden Betrages. — Für jedes Jahr des Beſtehens 
eines Gebäudes kommt ein beſtimmter Prozentſatz in Abzug, unter 
Umſtänden bei alten Gebäuden 30 bis 40 Prozent des Neuwerts. 
Bei den üblichen Gebäuden in kleinen Städten, die in den dreißiger 
bis fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts gebaut ſind und au 
denen nicht viel getan iſt, werden wahrſcheinlich 40 Prozent, unter 
Umſtänden noch mehr in Abzug kommen. Das entſpricht den all⸗ 
gemein feſtgeſtellten Grundſätzen; es iſt aber ſchwer, ein Haus damit 
neu aufzubauen. 


Generaldirektor Schickert: 

Ich wollte bemerken, daß die Abſchätzung, die vorgeſehen iſt, 
lediglich die Grundlage zur Feſtſtellung der Schadenhöhe bildet. 
Wenn dem Beſchädigten der Neubauwert erſetzt werden ſoll, dann 
wären ihm Zuſchläge prozentual zu gewähren. 


Oberpräſident von Batocki: 
Zu Punkt 7 und 8 der Anweiſung iſt nichts zu bemerken. 
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Generallandſchaftsdirektor Dr. Kapp: 

Herr Generaldirektor Schickert führte aus, daß der Neu⸗ 
banwert feſtgeſtellt werden ſoll. Das ſtimmt doch nicht ganz, wenn 
er feſtgeſtellt wird unter Berückſichtigung der Bauſtoffpreiſe, wie ſie 
vor Ausbruch des Krieges im Juli 1914 beſtanden. Wir haben in⸗ 
zwiſchen mit einer ungeheuren Steigerung der Bauſtofſpreiſe zu 
rechnen, und infolgedeſſen wird als ermittelte Neubauſumme jetzt 
nicht ohne weiteres die vor Ausbruch des Krieges nötig geweſene 
gelten können. 


Oberpräſident von Batocki: 

Mir erſcheint es zweifelhaft, ob eine ungeheure Steigerung 
eintreten wird. Herr Generaldirektor Schickert ſagt auch, das könne 
man nicht wiſſen. Ich halte es für möglich, daß nach dem Friedens⸗ 
ſchluß, auch wenn er für uns günftig ijf, eine große Bautätigkeit 
nicht eintreten wird, ich glaube, daß wir in Oſtpreußen im nächſten 
Jahre einen Ueberſchuß an Ziegeln, eher vielleicht einen Mangel an 
Bauhölzern haben werden. Die Bauhölzer könnten wir aber wohl 
aus den fiskaliſchen Wäldern billig erhalten, deun ich nehme nicht an, 
daß der Forſtfiskus die Situation zu Preisſteigerungen ausnutzen 
mird. Ueber die Löhne iſt nichts voraus zu ſagen, aber wir können 
vielleicht damit rechnen, daß eine ganze Zeit nach dem Kriege, jeden⸗ 
falls im erſten Jahre, der allgemeine Baumarkt nicht ſo in die Höhe 
ſchnellen wird und daß auch die Löhne nicht ſehr hoch ſein werden. 
Ueber die Preiſe der inneren Einrichtung von Häuſern, der Eiſen⸗ 
teile uſw. habe ich mich auch erkundigt, da iſt die Auffaſſung ſehr 
geteilt. Viele Städte, glaube ich, werden zunächſt keine ſehr große 
Aufwendungen in dieſer Hinſicht machen; in den Städten wird man 
fid) bezüglich der Erweiterung der Kanaliſation und Waſſerleitung 
Beſchränkungen auferlegen. Das gilt mindeſtens für die allernächſte 
Zeit nach dem Friedensſchluß, die für uns die Hauptbauzeit iſt. 
Ebenſo wenig werden die induſtriellen Maſchinenanlagen ſehr ſchnell 
vermehrt werden. Es iſt alſo ſehr wohl möglich, daß die Preis⸗ 
ſteigerung für Bauten garnicht jo gewaltig ſein wird, wie man viel⸗ 
fach befürchtet. Es kann aber auch anders kommen. E 
unmöglich, jetzt ſchon Grundſätze hierfür feſtzuſtellen. 

Nummer 9 der Anweiſung beſagt, daß die Vorentſchädigung, 
ſoweit angängig und zweckmäßig, in Natur durch Lieferung von 
Zubehörſtücken, Waren, Rohmaterialien uſw. zu erfolgen hat, und 


8 iſt deswegen 
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zwar durch Vermittelung der Landwirtſchafts⸗, Handels⸗ oder Hand⸗ 
werkskammer. Die Anordnung hierfür habe ich zu geben. Es ſind 
Vereinbarungen mit dem Vorſtand der Landwirtſchaftskammer ge⸗ 
troffen worden, und ich erteile zu dieſem Punkt dem Vorſitzenden 
der Landwirtſchaftskammer das Wort. 


Vorſitzender ber Landwirtſchafskammer Dr. Brandes: 

M. H.! Die Verteilung von Vieh iſt im allgemeinen jetzt be⸗ 
endet, mit Ausnahme von Königsberg. Die Verteilung iſt in der 
Weiſe erfolgt, daß nach Möglichkeit ein jeder den gleichen Wert zurück⸗ 
bekommen hat, den er verloren hatte. Ueberall iſt das nicht möglich 
geweſen, da ſehr viel mehr Vieh abhanden gekommen iſt, als zur 
Dispoſition ſtand. Immerhin iſt in einer großen Anzahl von Füllen 
die Verteilung zur Zufriedenheit der Beteiligten ausgefallen. Bei 
der Verteilung von Pferden war das Verfahren ein anderes, weil 
überall ein großer Pferdemangel herrſchte und die brauchbaren Pferde 
militäriſch requiriert wurden. Da ſind denn diejenigen in erſter 
Linie berückſichtigt worden, welche die Pferde durch die Ruſſen ver⸗ 
loren haben, und in zweiter Linie diejenigen Beſitzer, die Pferde der 
Militärbehörde zur Verfügung geſtellt hatten. Die Werte ſind ver⸗ 
rechnet oder in bar oder bei der Vorentſchädigung gezahlt worden. 
Bei Geſchirren und Wagen iſt zu bemerken, daß eine große Anzahl 
von Wagen ſeitens der Flüchtlinge zurückgelaſſen waren. Es ſteht 
jetzt noch eine große Anzahl von Wagen an verſchiedenen Stellen 
Oſtpreußens. Soweit es möglich iſt, findet bei Beſetzung durch 
Militär eine militäriſche Bewachung dieſer Wagen ſtatt, damit nicht 
zuviel geſtohlen wird. Geſchirre ſind ſehr viel von den Ruſſen mit⸗ 
genommen oder mutwillig vernichtet worden. Ebenſo ſind viele 
landwirtſchaftliche Maſchinen vom Feinde zerſtört und die Riemen 
zerſchnitten worden. Nun iſt das Leder ſeitens des Militärfiskus 
beſchlagnahmt worden. Ich habe daher bereits den Antrag geſtellt, 
daß 30 000 Häute für die Bevölkerung von der Beſchlagnahme frei- 
gegeben und der Landwirtſchaftskammer geſtattet werden möge, 
ſie zu kaufen und die Gerbſtoffe zu liefern, die auch beſchlagnahmt 
ſind, damit das Leder zu landwirtſchaftlichen Geſchirren und Riemen 
uſw. Verwendung finden kann. Eine Anzahl von Geſchirren hat 
die Landwirtſchaftskammer noch in ihrem Beſitz, es iſt aber ver⸗ 
hältnismäßig wenig und nicht ausreichend. Ich habe ausgerechnet, 
daß allein in denjenigen Kreiſen, die jetzt noch von den Ruſſen be⸗ 
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legt find, rund 100 000 Pferde weggekommen ſind, von dieſen ſind 
die Hälfte Arbeitspferde, fo daß allein 50 000 Geſchirre fid) ergeben, 
die zum allergrößten Teil fehlen werden. Ich hoffe, daß, wenn 
30 000 Häute freigegeben werden, dann die Beſchaffung von Ge. 
ſchirren keine unüberwindliche Schwierigkeiten bieten wird. 


Oberpräſident von Batodi: . 
Für en von Gegenſtänden wird vorgeſehen, 
dieſe unter Vermittelung auch der Handels⸗ und Handwerkskammer 
zu beſchaffen. Hierzu hat bisher keine Veranlaſſung vorgelegen. 
Die Beſchaffung der für ſie nötigen Gegenſtände iſt vielmehr den 
Gewerbetreibenden überlaſſen worden, weil ſie auch alle techniſchen 
Erfahrungen haben, um ſich die nötigen Sachen ſelbſt zu 8 
Die nötigen Mittel ſind ihnen von den Ausſchüſſen überwieſen 
worden. Ich möchte hier die Vertreter der Handels⸗ und Handwerks- 
kammer erſuchen, dieſe Frage, die jedenfalls wichtig iſt, in ihrem 
Vorſtande zur Sprache zu bringen und uns ſpäter Vorſchläge zu 
machen. 

Vorſitzender der Handwerkskammer Gumbinnen Karſchuck: 

M. H.! Ich habe nach dem zweiten Ruſſeneinfall Teile des 
Bezirkes geſehen und feſtgeſtellt, daß zum großen Teil Handwerks⸗ 
zeuge und Maſchinen, ſoweit ſie nicht geſtohlen waren, zerſchlagen 
und vernichtet ſind. Es ſteht zu befürchten, daß, wenn die Betriebe 
wieder neu eingerichtet werden, veraltete Handwerkszeuge und ver⸗ 
altete Maſchinen für teures Geld zur Verwendung kommen werden. 


Dem muß ein Riegel vorgeſchoben werden. Ich halte es für an⸗ 
gezeigt, wenn hier die Handwerkskammer 


Immer eingreift, um zu ermög⸗ 
lichen, daß die Unternehmer für nicht zu teures Geld moderne Hand⸗ 
werkszeuge und moderne Maſchinen geliefert bekommen. 


Oberpräſident von Batocki: 

Ich halte es für zweckmäßig, wenn die Handwerkskammer ſich 
ein Lager moderner Handwerkszeuge und Maſchinen für ihren 
Bezirk anſchaffen würde, um dieſe den Unternehmern gleich li 
zu können oder durch Vermittlung von Firmen den Bezu 
ermöglichen ſucht. 

Vorſitzender der Handwerkskammer Königsberg Korn: 

M. H.! Ich denke, das Richtigſte wäre, wenn die Handwerks⸗ 
kammer nur die Vermittlung übernimmt, die Einrichtung eines 
Lagers für Handwerkszeuge und Maſchinen würde zu kompliziert ſein. 


efern 
g zu 
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Saridud: 

Ich glaube, zu einem großen Teil werden die Handwerkszeuge 
zu jeder Zeit zu kaufen fein. Was bie Maſchinen anbetrifft, fo iſt 
Ihon angedeutet worden, daß manche Firmen ihre alten Sachen 
bei dieſer Gelegenheit gern an den Mann bringen werden. Um dem 
vorzubeugen, wäre es zweckmäßig, daß die Geſchädigten ſich an die 
Handwerkskammer wenden und dieſe ihnen Firmen namhaft macht, 
von denen Handwerkszeuge und moderne Maſchinen bezogen werden 
können. 


Oberpräſident von Batocki: 

Nach der Anweiſung ſoll der Kommiſſar — Oberbürger⸗ 
meiſter oder Landrat — berechtigt ſein, zu ſagen, du darfſt nicht 
ohne weiteres den Kauf ſelbſt bewerkſtelligen, wenn du die Vorent⸗ 
ſchädigung bezahlt erhalten haſt. Der Staat hat dir das Geld ge⸗ 
geben; du mußt kaufen durch Vermittlung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer oder Handwerkskammer. Die Frage iſt, ob die Handwerks⸗ 
kammer auch einen Zwang wünſcht. Wie Herr Stadtrat Korn 
vorſchlägt, ſoll die Handwerkskammer nur vermittelnd wirken. Ich 
möchte empfehlen, daß die Herren ſich die Sache überlegen und uns 
Vorſchläge machen. 


Vorſitzender der Handwerkskammer Gumbinnen Karſchuck: 

Was ich ſagte, war meine perſönliche Meinung. Ich möchte 
die Frage zurückſtellen, bis der Vorſtand der Kammer ſich dazu ge⸗ 
üußert hat. 


Oberpräſident von Batocki: 
Die Handelskammer wird nicht in Frage kommen. 


Vorſitzender der Landwirtſchaftskammer Dr. Brandes: 


Bei Beſchaffung von Saatgut iſt es gelungen, es von jeder 
Beſchlagnahme freizuhalten. Ich hoffe, daß es gelingen wird, den 
Bedarf einigermaßen zu befriedigen. Sollten die von den Ruſſen 
beſetzten Teile der Provinz frei werden, ſo wird ein ganz enormer 
Saatbedarf eintreten; ob es gelingen wird, ihn zu befriedigen, iſt 
mir zweifelhaft. Im ſchlimmſten Falle müßten dann die Getreide⸗ 
geſellſchaften von ihren Beſtänden Hafer herausgeben, um die Felder 
beſtellen zu können. Dazu würden ſie meines Erachtens in der 
Lage ſein. 
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Oberpräſident von Batocki: 
Die even 


tuelle Antragſtellung würde ich nach Möglichkeit 
befürworten. 


Dr. Brandes: 


Vorausſichtlich wird ein außerordentlicher Bedarf an Hafer 
eintreten. Ich habe vorgeſtern feſtgeſtellt, daß eine große Firma des 
Oſtens, die ſonſt 6— 9000 Zentner Saathafer auf Lager hatte, jetzt 
nur 400 Zentner beſitzt. Das iſt die größte Firma für die um⸗ 
liegenden Kreiſe. Bei andern liegt es ſchlimmer. Das iſt darauf 
zurückzuführen, daß in den einzelnen Kreiſen unſere Truppen alle 


Beſtände an Hafer ohne weiteres requirierten, und ich glaube, daß 
wir da helfen müſſen. 


Freiherr von Tettau⸗Tolks: 


Ich glaube, es wird ſich in den nächſten Wochen aufklären, was 


an gutem Saatgut in der Provinz vorhanden iſt. Ich möchte an⸗ 


nehmen, daß noch große Beſtände vorhanden ſind. Aber infolge 


ſchlechter Poſtverbindung haben wir zurzeit noch nichts Beſtimmtes 
feſtſtellen können. Ich glaube, daß Saathafer nicht fo knapp ſein 
wird. 

Oberpräſident von Batocki: 

Man muß 3 
Unterſchied machen. 


Dr. Brandes: 


wiſchen gutem und gewöhnlichem Hafer einen 


Die Haferſorten werden nicht ausein 
muß ſich freuen, wenn man überhaupt Hafer 

Oberpräſident von Bato ck i: 

Die Frage iſt von großer Wichtigkeit. Sie wird von der Land⸗ 
wirtſchaftskammer geprüft werden. Eine andere Sache iſt die Be⸗ 
ſchaffung der Düngemittel. Dieſe ſind ebenfalls ſehr knapp, ſo daß 
ſich jeder dabei einſchränken muß. 

Dr. Brandes: 


Scheitern tut die Beſchaffung an Düngemitteln augenblicklich 
an dem Waggonmangel. Es iſt heute von dem Kreis Fiſchhauſen 
der Beſchluß gefaßt worden, den Antrag zu ſtellen, daß jetzt Waggons 
für die Beſchaffung von Düngemitteln ſowie Futtermitteln und 


Saatgetreide in erſter Linie zur Verfügung geſtellt werden. 


andergehalten. Man 
erhält. 


Oberpräſident von Batocki: 

Ich bin gern bereit, hierbei mitzuwirken. Zu den Punkten 10 
bis 14 iſt nichts zu ſagen. 

Zu Punkt 15 möchte ich bemerken, daß ich die Aufſicht über das 
geſamte Vorentſchädigungsgeſchäft habe, daß mir die Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion beratend zur Seite ſteht und ich nach Anhörung der 
Kriegshilfskommiſſion oder ihrer Abteilung einheitliche Schätzungs⸗ 
normen feſtſetzen kann, welche die Kriegshilfsausſchüſſe ihrer Begut⸗ 
achtung zugrunde zu legen haben. Ich möchte noch erwähnen, daß 
die Handwerks⸗ und die Handelsvertreter ſich zu überlegen haben 
werden, ob etwaige Schätzungsnormen irgend welcher Art einheitlich 
bei einer gewiſſen Art von Sachſchäden vorzuſchlagen ſind. Sollte 
dieſes der Fall ſein, ſo würde ich die Abteilungen zuſammenberufen, 
um ihre Vorſchläge zu hören. Ob einheitliche Schätzungsnormen 
nötig ſein werden, kann ich nicht beurteilen. 


Karſchuck: 

Die Handwerkskammern von Gumbinnen und Königsberg 
beabſichtigen zuſammenzutreten, um die ſchwebenden Fragen aus⸗ 
giebig zu behandeln und alsdann in unſerer Tagung Vorſchläge 
machen zu können. 


Oberpräſident von Batocki: 
Nun bitte ich die Vertreter der Landwirtſchaftskammer, zu 
dieſer Frage ſich zu äußern. 


Vorſitzender der Landwirtſchaftskammer Dr. Brandes: 

Ich habe den Erlaß erſt geſtern ſpät erhalten. Die einheitliche 
Schätzungsnorm iſt mir ſehr ſympathiſch. Die Schätzungsnorm für 
Vieh iſt jedoch außerordentlich ſchwierig, namentlich für Zuchtvieh. 
Es wäre vielleicht zweckmäßig, wenn die Frage nicht im Plenum 
behandelt würde, ſondern in der landwirtſchaftlichen Abteilung 
zur Sprache käme, oder muß es heute geſchehen? (Zuruf: Nein!) 


Generaldirektor Schickert: 

Zu den Punkten 15 und 21 möchte ich folgendes bemerken: 
Ich habe einen Vorentwurf für eine ſolche Anweiſung gemacht, 
glaube aber nicht, daß wir heute darüber werden beraten können. 
Ich möchte empfehlen, den Entwurf zunächſt dem Ausſchuß für 
Brand⸗ und Plünderungsſchäden zur eingehenden Beratung zu über⸗ 
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weijem. Ich habe am Schluſſe geſagt, daß für Getreide die Höchſt⸗ 
preiſe anzunehmen wären, ohne Unterſchied, an welchem Orte der 
Schaden eingetreten iſt. Ueber die Getreide⸗ und Viehpreiſe iſt zu⸗ 
nächſt die Landwirtſchaftskammer zu hören. Es ſind jedenfalls hier 
ſehr ſchwierige Fragen zu entſcheiden. Die Schäden find im Auguſt, 
September und ſpäter eingetreten. Es fragt ſich nun, welche Preiſe 
der Berechnung zugrunde gelegt werden ſollen. Soll man die Höchſt⸗ 
preiſe, die ſich jetzt herausgebildet haben, in Anſatz bringen oder 
irgend welche andere Preiſe. Ebenſo iſt es mit dem Vieh eine 
ſchwierige Sache. 


Vorſitzender der Landwirtſchaftskammer Dr. Br andes: 


Dieſe Fragen werden beſonders in der Abteilung zur Sprache 
kommen. 


Generaldirektor S chickert: 


Ich habe eine vier Seiten lange Anweiſung hier, möchte ſie 
aber im gegenwärtigen Stadium der Beratungen nicht verleſen. 


Oberpräſident von Ba to ck i: 


Die Abteilungen werden dazu Stellung nehmen. 
Bei Nummer 16 iſt 


einen Beträge zu zahlen. Bezüglich 
tigen; es ſoll 


heißen: Pachtzahlungen dürfen mit meiner Genehmigung geleiſtet 


werden, wenn dem Pächter, nicht Verpächter, aus dem Nichtein⸗ 
gange der Pacht erhebliche Schwierigkeiten erwachſen würden. Es iſt 
immer die Frage zu prüfen, ob der Pächter Nachteile hat oder nicht. 
Ich bitte das in dem Druckexemplar zu berichtigen. Eine weitere 
Frage iſt die bezüglich ſolcher Perſonen, die auf Staatskoſten unter⸗ 
gebracht worden ſind. Die ſpeziellen Anordnungen hierfür ſind im 
Wortlaut der Anweiſung etwas ſcharf alsgedrückt. Es kann nur ip 
zu verſtehen ſein, daß die auf Staatskoſten Untergebrachten nur für 
Eſſen, Trinken und Wohnen keine Vorentſchädigung erhalten können, 
dagegen können die nötigen Aufwendungen für Anſchaffung von 
Betten, Kleidungsſtücken uſw. bewilligt werden. 
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Vorſitzender der Landwirtſchaftskammer Dr. Brandes: 

Die Landwirtſchaftskammer beabſichtigt, im Frühjahr Flücht⸗ 
linge, die noch nicht in ihre Heimat zurückkehren können, als Arbeiter 
in landwirtſchaftlichen Betrieben Oſtpreußens unterzubringen. Es 
wird ſich nun darum handeln, für dieſe Leute die nötigen Betten uſw. 
zu beſorgen, weil dieſelben doch ohne alles ankommen. Wir haben 
in Ausſicht genommen, daß die Arbeitgeber die Beträge hierfür ver⸗ 
auslagen und ſie dann aus der Vorentſchädigung bezahlt bekommen. 
Das wäre das einfachſte und ſchnellſte Verfahren. Ich möchte bitten, 
dem Verfahren zuzuſtimmen. 

Oberpräſident von Batocki: 

Ich bitte, davon Kenutnis zu nehmen und würde mich freuen, 
mern es gehen ſollte. 

Zu Ziffer 17 wäre nichts zu ſagen. 

Generaldirektor Gramberg: 

Bei Ziffer 17 auf Seite 4, viertletzte Reihe, ſteht: ſeit 1. Juli 
dieſes Jahres, es ſoll heißen vorigen Jahres. 

Oberpräſident von Batocki: 

Von der Feſtſtellung des Textes an bis zur Drucklegung ijt 
man inzwiſchen ins neue Jahr getreten, es muß ſelbſtverſtändlich 
heißen vorigen Jahres. 

Zu 18. Wegen der Verzugszinſen, die auch gezahlt werden 
dürfen, ſei erwähnt, daß nicht nur die Landſchafts⸗, ſondern alle 
Verzugszinſen darunter zu verſtehen ſind. Wir kommen jetzt zur 
Nummer 19. 

Redner: Dr. Brandes: 

Bei Gebäudeſchäden werden entſprechend den Beſtimmungen 
des Punktes 19 Vorentſchädigungen gewährt. Es iſt nun vielfach 
vorgekommen, daß in Salons Schweine geſchlachtet ſind, wodurch 
der Fußboden verdorben iſt und die Tapeten beſchmutzt wurden. Ein 
Brandſchaden iſt das nicht, ein Trümmerſchaden auch kaum, doch die 
nötige Inſtandſetzung ſolcher Wohnräume würde mit mehr oder 
weniger erheblichen Koſten verknüpft ſein. Vielleicht könnte man 
auch derartige Schäden irgendwo hineinbringen oder die Sache all⸗ 
gemeiner faſſen? 

Oberpräſident von VBatocki: 

Wir wollen jagen: Trümmerſchäden gleich zu achten ſind 
ſonſtige Beſchädigungen, die bei unrichtiger Benutzung entſtanden find. 


dt 
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Bei Nu m m 


er 20 iſt die wichtigſte Beſtimmung die, wann 
mit den Bauten a1 


gefangen werden kann. Das hängt wiederum 
zuſammen mit der Frage der baulichen Angelegenheiten überhaupt. 
Ich habe in der Auweiſung gejagt, daß Vorentſchädigungen zur Be⸗ 
ſchaffung von Ziegeln und Kalk überall auf dem Lande ohne weiteres 
gegeben werden können, denn die Ruſſen würden bei einem neuen 
Einfall dieſes Material nicht zerſtören. Bei Bauhölzern iſt jedoch 
meine Genehmigung einzuholen, wenn mindeſtens 1000 Mark er⸗ 
furderlich werden. In gewiſſen Gegenden iſt die Bauausführung 
nicht genügend geſichert, daher die Einſchränkung in der Anſchaffung. 
In der Stadt liegt die Sache anders, deswegen, weil in den Städten 
die Baupläne geändert werden ſollen. Wenn nun innerhalb der 
Stadt ohne meine Genehmigung Vorenutſchädigungen für Beſchaffung 
von Baumaterialien überhaupt nicht gezahlt werden dürfen, ſobald 
der Geſamtbetrag der Koſten 1000 Mark überſteigt, ſo ſoll durch 
dieſe Beſtimmung vermieden werden, daß der eine oder andere doch 
darauf los bauen könnte, ſich alſo ein Haus aufbaut, wodurch der 
ganze neue Stadtplan geſtört werden würde. Wenn jemand ein 
Haus bauen will, aber kein Geld zur Verfügung hat, ſo kann jeden⸗ 
falls bei Gewährung der Vorentſchädigung geprüft werden, ob das 
Haus ſo wird, wie es in den Bebauungsplan paßt, ſo daß das Stadt⸗ 
bild nicht zerſtört wird. Deswegen kann man auf dem Lande etwas 
ſchneller vorgehen, wie in der Stadt. Aber man wird, wie ich hoffe, 
auch in den Städten bald die Pläne fertig haben. Solange das aber 
nicht der Fall, findet der Zuſatz Anwendung, daß innerhalb der 
Städte Vorentſchädigungen zur Beſchaffung von Baumaterial, wenn 
der Geſamtbetrag der Koſten zuſammen 1000 Mark überſteigt, nur 
mit meiner Genehmigung gegeben werden können. 


Zu 21, 22, 23, 24 wäre nichts zu ſagen. 


Vorſitzender der Landwirtſchaftskammer Dr. Brandes: 

Bei § 22 bin ich der Anſicht, daß der Schlußſatz wegfallen 
kann; denn es iſt die höchſte Zeit, daß die Drainage ausgeführt wird. 

Oberpräſident von Batocki: 


Das iſt leider gegen mein Votum aus mir unbekannten 
Gründen in die miniſterielle Anweiſung aufgenommen. Jetzt iſt 
daran nichts zu ändern. 
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Wir kommen zu Punkt 23: „Vorentſchädigungen zur An⸗ 
ſchaffung von Rindvieh bedürfen der Genehmigung des Oberpräſi⸗ 
denten, ſoweit dieſe nicht durch Vermittelung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer erfolgen ſoll.“ 

Dr. Brandes: 

Ich bin der Anſicht, daß nicht in jedem einzelnen Falle, alſo, 
wenn ſich z. B. jemand eine Kuh für die Weide anſchaffen will, er 
die Genehmigung des Herrn Oberpräſidenten einholt. Das würde 
Seine Exzellenz nur beläſtigen. 


Oberpräſident von Batocki: 

Ich würde gewiſſen Kreiſen generelle Genehmigung dazu 
erteilen. 

Regierungspräſident Dr. Graf von Keyſerlingk: 

Im Kreiſe Memel iſt eine große Anzahl von Vieh der Land⸗ 
wirtſchaftskammer zum Abtrieb übergeben worden. Die Leute haben 
fein Geld bekommen, ſondern nur Anerkenntniſſe, und ſitzen jetzt da 
ohne Vieh und ohne Einnahmen. Der Landrat hat bei mir den 
Antrag geſtellt, den Leuten aus Staatsmitteln Beihilfen zu geben. 
Vorentſchädigung kann man das nicht gut nennen. Wie könnte den 
Leuten etwas geholfen werden? 


Dr. Brandes: 

Diejenigen, welche ihr Vieh der Landwirtſchaftskammer über⸗ 
geben und ſogenannte Anerkenntniſſe erhalten haben, können in ben. 
Gebieten, welche die Ruſſen in Händen haben, jetzt kein Vieh be⸗ 
kommen. 

Regierungspräſident Dr. Graf von Keyſerlingk: 

Im Kreiſe Memel liegt die Sache ſo: Es iſt auf behördlichen 
Rat eine große Menge Vieh über die Nehrung abgetrieben worden. 
Der Kreis Memel iſt nur an der Grenze von der ruſſiſchen Invaſion 
mitgenommen. Im übrigen iſt eine Vorſichtsmaßnahme begründet. 
Tatſächlich kommen nur wenige Leute in Frage, die nur wenige 
Stück Vieh an die Landwirtſchaftskammer abgegeben haben. Dieſe 
Leute ſind jetzt natürlich in ſehr mißlicher Lage. 

Dr. Brandes: 


Sobald die Berechnungen, bie [efr umfangreicher Natur find 
und viele Millionen betragen, ausgeführt find, wird die Bezahlung des 


47 


Viehes an die Betreffenden erfolgen. Vorläufig werden ſie nur eine 
Abſchlagszahlung bekommen. Sie werden nicht den wirklichen Wert, 
ſondern infolge größerer Unkoſten, die durch Abtrieb und Transport 
über die Nehrung entſtanden ſind, ſehr viel weniger erhalten. Die 
Differenz zwiſchen dieſem Wert und jenem wird als Kriegsſchaden 


anerkannt und kann liquidiert werden, wenn der Nachweis darüber 
erbracht wird. 


Regierungspräſident Dr. Graf von Keyſerlin gk: 

Damit iſt den Leuten nicht in geringſter Weiſe geholfen. Es 
handelt ſich nicht darum, wann ſie das Geld bekommen. Vielleicht 
iſt eine nähere Angabe möglich, welche Quote des Wertes ſie be⸗ 
kommen werden. Die Differenz iſt zweifellos ein Kriegsſchaden. 
Es fragt ſich, ob nicht den Leuten wegen dieſes Kriegsſchadens eine 
Vorentſchüdigung gezahlt werden könnte. Die Hälfte des Wertes 
kann jedenfalls als Kriegsſchaden behandelt werden, wenn der Vor⸗ 
ſitzende den Landrat des Kreiſes Memel anweiſen würde, kurzerhand 
eine entſprechende Entſchädigung zu bewilligen. 


Oberpräſident von Bato ck i: 

Die Hälfte des Wertes können die Leute erhalten. Es ſind dann 
Bedenken laut geworden, ob man den Leuten, die ihr ganzes Vieh 
losgeworden ſind, nicht den Erlös dafür geben könnte. 


Dr. Brandes: 


Ich bin der Anſicht, daß jeder Erlös, der bei einer Kuh erzielt 
worden iſt, den Leuten ganz ausgezahlt werden kann. Die Sache 
liegt, wenn ich ein Beiſpiel anführen darf, ſo: Bei einem Gut von 
100 Morgen wird bei normalen Verhältniſſen auf 10 Morgen 
1 Stück Vieh gerechnet. Das würde jetzt vielleicht mit 100 Mark 
bezahlt werden. Das würde 10 Mark pro Morgen als Höchſtpreis 
für Kühe ausmachen. Damit iſt aber weder der landwirtſchaftlichen 
Sicherheit gedient, noch den nächſten Hypothekengläubigern. Tat⸗ 
ſächlich würden die Leute, wenn ſie weiter gemirtſchaftet hätten, 
falls die Ruſſen nicht hereingekommen wären, im Laufe eines halben 
Jahres pro Morgen eine Einnahme von 10 Mark erzielt haben. 
Mehr werden ſie auch nicht ausgezahlt bekommen. Die geringe Aus⸗ 
zahlung, die die Landwirtſchaftskammer machen kann, kann ruhig 


erfolgen, ohne daß die Hypothek gefährdet wird. Es kommt noch 
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eins in Betracht. Die Leute haben der Kammer ihr Vieh gegeben 
in dem Vertrauen, den Erlös des Viehes zu erhalten. Sie haben 
das Vieh gerettet unter erheblichen eigenen Gefahren, haben ſich gut 
benommen, haben zweifellos für ihre Hypothekengläubiger (Heiter⸗ 
keit) zum Teil das Vieh den Ruſſen entzogen. Wenn man dieſes 
Vertrauen der Leute dadurch gewiſſermaßen täuſcht und nicht erfüllt, 
daß man ihnen nichts gibt für das Vieh, ſo fürchte ich, daß üble 
Nachwirkungen in dem Vertrauen zur Landwirtſchaftskammer ein⸗ 
treten werden, und auf das Vertrauen der Leute ſind wir gerade in 
nächſter Zeit angewieſen. Die Leute haben zum Teil garnichts retten 
können. Früher befanden ſie ſich in guter Lage, jetzt ſind ſie auf 
die Unterſtützung des Herrn Landeshauptmanns angewieſen. Sie 
leben in Verhältniſſen, die auch nicht annähernd den früheren 
gleichen. Die 10 Mark könnte man ihnen ruhig bewilligen. 

Geuerallandſchaftsdirektor Dr. Kapp: 

Ich gebe zu, daß die von dem Herrn Vorredner geltend ge⸗ 
machten Geſichtspunkte es dringend notwendig machen, dieſe Frage 
möglichſt liberal zu behandeln. Tatſache iſt aber, daß die Voraus⸗ 
ſetzung der landwirtſchaftlichen Beleihung darauf beruht, daß das 
betreffende Pfandgrundſtück auch mit dem nötigen Beſatz von totem 
und lebendem Inventar verſehen iſt. Fällt dieſe Vorausſetzung fort, 
ſo wäre ich genötigt, auf Grund der landſchaftlichen Satzungen wegen 
Kündigung des Pfandbriefdarlehns ganz oder teilweiſe vorzugehen. 
Wir haben das natürlich noch nicht getan und haben die Satzungen 
nicht ſo ſcharf und ſtreng angewandt, wie wir das in Friedenszeiten 
tun. Hätten wir einen ſtrengeren Maßſtab angenommen, dann 
wären wir genötigt geweſen, die Zwangsverwaltung einzuleiten. 


Generaldirektor Gramberg: 

Es ſteht nicht feſt, welche Quote von dem abgetriebenen Vieh 
den Leuten gezahlt werden ſoll. Könnte die Sache nicht ſo be⸗ 
handelt werden, daß der Erlös, der erzielt wird, in einem be⸗ 
ſonderen Fonds angeſammelt wird und die Leute jetzt den vollen 
Wert des Viehes liquidieren, der dann bei der endgültigen Kriegs⸗ 
entſchädigung verrechnet wird? Ich glaube, dieſer Weg würde ein⸗ 
facher ſein als der auf einer überſchläglichen Schätzung beruhende. 

Oberpräſident von Batocki: 


Ich glaube, dieſer Punkt wird noch einer ſpäteren Beſprechung 
bedürfen. 
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Bei Punkt 28 hat die frühere Beſtimmung Auſtoß erregt, daß 
bei gewerblichen Schäden ohne meine Genehmigung bei Bewilligung 
von Vorentſchädigungen nicht über 3000 Mark hinausgegangen 
werden konnte. Das hat ſeinen Grund darin, daß die Abteilung 
für Handel und Gewerbe ſelbſt 3000 Mark vorgeſchlagen hatte. 
Die landwirtſchaftliche Abteilung hatte dagegen keine ſolche Grenze 
vorgeſchlagen. Handel, Gewerbe und Landwirtſchaft ſind jetzt be⸗ 
züglich der Genehmigung gleichgeſtellt. Es kann in jedem Falle 
über 3000 Marr hinausgegangen werden. Zahlungen über 
5000 Mark hat der Regierungspräſident zu genehmigen. 

Zu den Punkten 29 bis 32 iſt nichts zu ſagen. 

Bei Punkt 33 iſt zu erwähnen, daß die Bewilligung über 
3000 Mark dem Regierungspräſidenten von mir übertragen iſt. 

Zu Punkt 34 bis 36 iſt nichts zu bemerken. 


Generaldirektor Gramber g: 

Unter Nr. 30 Abſ. 2 iſt geſagt: „Die in den Zweignieder⸗ 
laſſungen entſtandenen Kriegsſchäden ſind in Abt. IV und durch 
Sonderanmeldung nach Vordruck B nachzuweiſen.“ Ich finde eine 
ſolche Abteilung IV garnicht. Das ideint ein Druckfehler zu ſein. 


Oberpräſident von B atocki: 


Das iſt ein Druckfehler. 
ändert. 


Ich erteile das Wort dem Herrn Regierungs⸗ und Geheimen 
Baurat Fiſcher. 


Er iſt in dem Formular ſchon ge⸗ 


Geheimrat Fiſcher: 


M. H.! Immer wieher begegne ich nicht bloß bei Ferner⸗ 
ſtehenden, ſondern auch bei Veteiligten und ſelbſt bei Behörden der 
erſtaunten Frage: „Sie wollen doch nicht losbauen?“ Als ob die 
gänzliche Unkenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe der Provinz bei 
einem Staatsbeamten ohne weiteres vorausgeſetzt werden darf, und 
als ob die einzigen Aufgaben, die beim Wiederaufbau zu löſen ſind, 
in den Arbeiten der Hacke und der Kelle beſtehen. 

In Wirklichkeit ſind ſehr umfangreiche Vorbereitu 
bevor mit den eigentlichen Bauarbeiten begonnen werden 
der Sitzung der 5. Abteilung der Kriegshilfskommiſſion a 
zember 1914, deren Bericht vorliegt, hat Seine Exzellenz 


"gem nötig, 
kann. In 
m 18. De⸗ 
der Herr 
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Oberpräſident bie Leitſätze zuſammengefaßt, die fid) aus den mehr⸗ 
ſtündigen Verhandlungen ergeben haben. Sie befinden ſich auf 
Seite 70/71 des Berichtes, der Ihnen in dem roten Hefte vorliegt. 

An der Hand dieſer 7 Sätze möchte ich kurz darlegen, welche 
vorbereitenden Maßnahmen hier bisher in Angriff genommen ſind: 

Punkt 1. In den Städten Dom nau, Allenburg 
und Gerdauen haben die nötigen Vermeſſungen ſtattge⸗ 
funden, und es ſind für Domnau und Allenburg die neuen Be⸗ 
bauungspläne im Einverſtändnis mit den Stadtverwaltungen 
bereits aufgeſtellt. Sie liegen hier heute vor und ſollen alsbald der 
Königlichen Regierung überſandt werden, um ihre endgültige Feſt⸗ 
ſetzung herbeizuführen. 

Ich möchte an der Hand von Skizzen nun zeigen, in welcher 
Weiſe ſolche Bebauungspläne zu behandeln wären, und will das 
kurz bei dem Plan von Domnau erläutern. Die zerſtörten Gebäude 
ſind graublau gezeichnet, das Erhaltene iſt in roter Farbe ausge⸗ 
führt. M. H.! Sie ſehen hier in Domnau den großen Platz in der 
Mitte. Es zeigt ſich nun, daß dieſe mittlere große Partie einen 
beſſern Anblick bietet, wenn ſie aufgeſchloſſen wird. Es iſt hier eine 
Neubebauung und andere Einteilung der Grundſtücke nötig. Hier 
würde ein Umlegungsverfahren nach der Lex Adickes nicht zu ver⸗ 
meiden ſein. Es iſt dann für die Behandlung des Bebauungs⸗ 
planes maßgebend, daß die Kirche die Stadt überragt. Dieſe Kirche 
und das Pfarrhaus ſind mit den grünen Anlagen im Innern der 
Stadt in beſſeren Zuſammenhang zu bringen. Es iſt gedacht, beim 
Wiederaufbau kleine Verſchiebungen der Straßen vorzunehmen, teil⸗ 
weiſe auch kleine Erweiterungen, um den Blick vom Markte aus auf 
die Kirche zu ermöglichen. Ebenſo befinden ſich hier, wo der Schloß⸗ 
park liegt, große grüne Anlagen, die auch beim Neubauplan vorgeſehen 
ſind. Dadurch, daß die Grenze der Häuſerflucht zurücktritt, gewinnt 
man eine erhebliche Erweiterung des Marktes, und die Kirche und 
die Baummaſſen des Parkes werden freigelegt, welches dem ganzen 
Ausſehen der Stadt in ſeiner äußern Erſcheinung zugute kommt. 
Ebenſo kann man an dem Schloßteich auch eine Erweiterung vor⸗ 
nehmen. Das ſind alles kleine Veränderungen, die keine großen 
Wertverſchiebungen hervorrufen. Dann werden neue Grundſtücke 
an neuen Straßen bebaut werden können. Zu beachten iſt ferner, 
daß zufällige Verengungen an den Einmündungen der Pr.⸗Eylauer 
und Königsberger Chauſſee vermieden werden. An dieſen Stellen 
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find Vorſprünge zu beſeitigen, damit eine neue Fluchtlinie und eine 
beſſere Linienführung herbeigeführt werden kann. Es wird ſich viel⸗ 
leicht auch ermöglichen laſſen, eine Promenade am Schloßteiche an⸗ 
zulegen, ohne daß beſondere Koſten entſtehen. Die Sache liegt ſchon 
frei da. Auch iſt ein Gelände vorhanden auf dem Wege nach dem 
Bahnhofe, auf dem ſich bequem Arbeiterwohnungen aufführen 
laſſen, und man wird bemüht ſein, hier Grundſtücke zu erwerben, 
um Arbeiterwohnungen anzulegen. 
In derſelben Weiſe iſt der Plan von Allen burg gefertigt. 


Auch für Gerdauen iſt die Fertigſtellung des Bebauungsplanes 
in kurzem zu erwarten. 


In Tapiau wird ſich nach Art und Lage der Zerſtörung die 
Aufſtellung eines neuen Fluchtlinienplanes erübrigen. 

Im Allenſteiner Bezirk ſoll zunächſt in Hohenſtein, Kreis 
Oſterode, mit den Vermeſſungsarbeiten begonnen werden und wäre 
ſchon begonnen, wenn die Zureiſe der Landmeſſer möglich geweſen 
wäre. 

Soweit ſich bis jetzt überſehen läßt, werden nur Domnau und 
Gerdauen der Anwendung des Geſetzes, betreffend die um le gung 
von Grundſtücken (Lex Adickes), deſſen Einführung durch die 
Notverordnung vom 19. Jannar 1915 dem Herrn Oberpräſidenten 
möglich gemacht worden ift, bedürfen. 

Punkt 2. Die Einführung von Orts 


Rückſichten im Intereſſe einer einheitlichen Geſtaltung des Straßen⸗ 
bildes einzuwirken, nicht mehr in demſelben Umfange notwendig 
ſein, wie vor dem Erlaß dieſer Notverordnung. Damit wird der 
Auffaſſung derjenigen Rechnung getragen, die die Wirkſamkeit 
ſolcher Ortsſatzungen nach dem Verunſtaltungsgeſetz vom 15. Juni 
1907 erhebliche Zweifel ſetzen, Zweifel, die in den Ausführungen des 
Herrn Oberbürgermeiſters Körte in der Sitzung vom 18. Dezember 
ihren Ausdruck fanden. (S. 44 des Sitzungsberichts.) 
wird man in der Umgebung von Kirchen, Ordensſchlöſſern und 
andern Baudenkmälern den durch das Geſetz gegebenen Schutz gegen 
Verunſtaltung in einer Reihe von Orten einführen können. 


Immerhin 


Punkt 3 Die Herren Regierungspräſidenten von Gum⸗ 
binnen, Königsberg und Allenſtein haben inzwiſchen die Durch⸗ 
beratung und Neufaſſung der Baupolizeiordnungen in die Hand ge⸗ 
nommen. Ich bin zu den Beſprechungen zugezogen und habe ver⸗ 
ſucht, möglichſt einheitlich die Geſichtspunkte, die in der Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion als wünſchenswerte Verbeſſerungen bezeichnet ſind, 
geltend zu machen. 

Die drei Bauordnungen für die kleinen Städte der drei Re⸗ 
gierungsbezirke unterſcheiden ſich eigentlich in den hauptſächlichſten 
Maßen und Beſtimmungen ſehr wenig, dagegen weichen ſie in der 
ſyſtematiſchen Anordnung und in der Gruppierung des Stoffes recht 
erheblich voneinander ab. Es kann nicht anerkannt werden, daß 
örtliche Bedürfniſſe, Gegend und Charakter der Bewohner die Not⸗ 
wendigkeit begründen, für jeden Bezirk eine beſondere Bauordnung 
zu halten. Jedenfalls bildet jetzt das Durcharbeiten durch ein Ge⸗ 
ſtrüpp von 60 bis 70 Paragraphen jedesmal eine Siſyphusarbeit, 
die bei provinzieller Einheitlichkeit der Bauordnungen weſentlich 
leichter wäre. 

Seit der erſten Durcharbeitung der Bauordnungen iſt in⸗ 
zwiſchen die Allerhöchſte Verordnung vom 19. Januar 1915 er⸗ 
ſchienen, die die Handhabe bietet, eine Anzahl Beſtimmungen über 
die Bauweiſe neu aufzunehmen. Die SS 2 bis 4 dieſer Verordnung 
werden jetzt ſinngemäß und einheitlich bei der Umgeſtaltung der 
Bauordnungen zu verarbeiten fein. 

Punkt 4. Die Organiſation der für den Wiederaufbau not⸗ 
wendigen Behörde iſt im engen Anſchluß an das Oberpräſidium 
gedacht. Der Oberpräſident mit ſeinen fachmänniſchen Beratern 
wird als obere Stelle wirken, und dieſer werden ſoviel örtliche 
Stellen, wie der Bedarf verlangt, untergeordnet werden. 

Das Hauptbauamt erhält einen ſtaatlichen Baubeamten als 
Leiter, der Dezernent des Oberpräſidiums iſt. In dem Hauptbau⸗ 
amt werden in erſter Linie Architekten und Landmeſſer arbeiten. 
Doch iſt in Ausſicht genommen, auch eine Bauſtoff⸗Einkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaft unter derſelben Leitung anzugliedern, deren Geſchäftsführer 
ein Kaufmann ſein ſoll. Die Tätigkeit des Hauptbauamtes wird es 
ſein, vorzubereiten, anzuregen, zu leiten, zu verwalten und zu 


ſchlichten. 
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a) Vorbereitende Tätigkeit: 

Aufſtellen der Bebauungspläne. Leitung der Vermeſſungs⸗ 
arbeiten. Vorbereitung der Umlegungsarbeiten und Mitwirkung 
bei dem Verfahren der Umlegung. Durchprüfung der Bauord⸗ 
nungen. Vorbereitung der Ortsſatzungen. Aufſtellung von allge⸗ 
meinen architektoniſchen Entwürfen und Skizzen und die Prüfung 
des Bauſtoffbedarfes und der Bezugsquellen und Erzeugungsſtellen 
der verſchiedenen Bauſtoffe. 

In letzter Hinſicht ſoll als Grundſatz gelten: Alles, was die 
Provinz Oſtpreußen an Bauſtoffen zu angemeſſenen Preiſen ſelbſt 
hervorbringen kann, ſoll aus der Provinz bezogen werden. Die 
B. E. G. (Bauſtoff⸗Einkaufs⸗Genoſſenſchaft) ſoll hauptſächlich als 
Vermittelungs⸗ und Verteilungsſtelle für die Beſchaffung der Bau⸗ 
ſtoffe dienen. Sie ſoll gebildet werden durch Beteiligung des 
Staates, der Landwirtſchaftskammer, der Oſtpreußiſchen Landgeſell⸗ 
ſchaft, der Kreiſe und Gemeinden. 


b) Anregende Wirkſamkeit: 
Schaffung von Vorbildern, Bauentwürfen und Haustypen. 
Verſtändigung mit Kommunal- und Staatsverwaltungen über die 
von dieſen auszuführenden Wiederherſtellungsbauten. Gründung 


von Kleinſiedlungsgenoſſenſchaften, Arbeiterkolonien und Garten⸗ 
vorſtädten. Hinweiſe auf Denkmalſchutz. 


c) Leitende Tätigkeit: 
Ueberwachung aller Aufräumungs⸗ und Wiederaufbauarbeiten. 
Auswahl, Einſetzung, Kontrolle der Bezirksarchitekten. Prüfung 
und Verteilung der Bauſtoffe und Regelung der Vermeſſungs⸗ 
arbeiten. 


d) Verwaltend und ſchlichtend: 

Büroführung, Perſonalaufſicht, Vermittelung in Zweifels⸗ 
und Streitfällen der Bezirksarchitekten, Kommunen und dergleichen. 

Die Tätigkeit der Nebenbauämter, die mit ſoge⸗ 
nannten Bezirksarchitekten zu beſetzen ſind, wird folgende 
ſein: 

Ermittelung des Tatbeſtandes der Zerſtörung. Feſtſtellung 
des Bauprogramms für die Wiederherſtellung für alle einzelnen 
Bauten innerhalb der Grenzen eines beſtimmten Bezirkes. Ueber⸗ 
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wachung der Aufräumungsarbeiten. Prüfung des Bebauungs⸗ 
planes und Mitwirkung bei Neuaufſtellung desſelben. Bauberatung 
bei allen Neubauplänen und Mitwirkung bei der polizeilichen Bau⸗ 
genehmigung im Sinne der Bauberatung und auch als der durch 
die Bauordnung vorgeſehene Sachverſtändige. Aufſtellung von Ent⸗ 
würfen und Koſtenanſchlägen für Private, ſoweit fiskaliſche Schad⸗ 
loshaltung für dieſe Leiſtung ſtattfindet. Ueberwachung der Bauten, 
nicht bloß in baupolizeilicher Hinſicht, ſondern auch zur Wahrung 
des ſtaatlichen Intereſſes, das bei Gewährung von Entſchädigungen 
in Frage kommt. Heranziehung von Handwerkern, Unternehmern 
und Architekten für die Bauausführungen. Beſtellung und Ver⸗ 
teilung der gemeinſam beſchafften Bauſtoffe. Mitwirkung in den 
Kommiſſionen, die für Umlegungsverfahren, Ortsſatzungen, Sied⸗ 
lungsgenoſſenſchaften und dergleichen gebildet werden. Prüfung von 
Bauverträgen, Abrechnungen und Koſtennachweiſungen. 

Die Tätigkeit der Bezirksarchitekten wird eine ſehr ſchwierige 
und verantwortungsvolle ſein. Sie ſollen die Treuhänder, die Ver⸗ 
trauensmänner des Staates, die Berater der Kommunen und der 
wiederaufbauenden Privaten ſein. Die Auswahl der hierzu ge⸗ 
eigneten Perſonen iſt nicht leicht. Aus allen Teilen Deutſchlands 
haben ſich, ohne daß eine Ausſchreibung erfolgt iſt, Kräfte hierfür 
angeboten, und die Verhandlungen haben in einigen Fällen bereits 
zu einem Ergebnis geführt. 

In Domnau und in Tapiau ift die Wahl getroffen, und 
wird der Bezirksarchitekt demnächſt eingeſetzt werden. 

Punkt 5. Das Hand⸗in⸗Hand⸗gehen der Wiederaufbau⸗ 
verwaltung mit den übrigen Staatsverwaltungen, die in zerſtörten 
Ortſchaften ebenfalls neu zu bauen haben, dürfte eine ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Sache ſein, doch ſoll die Hauptſtelle überall ihr Augenmerk 
hierauf beſonders richten, und, wo es not tut, die Anregung für 
ſolches Zuſammenwirken geben. 


Punkt 6. Es ſoll mit den großen Verbänden der Architekten⸗ 
ſchaft, die an der Beſtellung der Bauberater (Bezirksarchitekten) ein 
großes Intereſſe bekundet haben, darüber in perſönliche Unterhand⸗ 
lung getreten werden, welche Grundſätze bei der Beſoldung dieſer 
Kräfte angewendet werden können, damit wirklich geeignete Kräfte 
gewonnen werden oder die Annahme ſolcher nicht an der Beſoldungs⸗ 
frage ſcheitert. 
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Punkt 7. Ueber die Berückſichtigung des einheimiſchen 
Handwerks und der Architektenſchaft der Provinz kann, da noch 
keine Arbeiten zu vergeben ſind, bisher nichts geſagt werden; nur 
darf erwähnt werden, daß ſchon bei den Beratungen der Baupolizei⸗ 
ordnungen einheimiſche Architekten zugezogen worden ſind und auch 
weiter Gelegenheit erhalten werden, ihre Wünſche geltend zu machen. 

Der Wiederaufbau der zerſtörten Ortſchaften kann nicht, wenn 
eines Tages mal die Sonne recht ſchön ſcheint, von heute zu morgen 
angefaßt werden, ſondern es find fehr weitgehende Einrichtungen 
und zeitraubende Vorbereitungen nötig, damit, wenn der Zeitpunkt 
gekommen iſt, die Arbeiten mit einigen Erfolgen einſetzen können. 
Ich weiß nicht, ob ich den Umfang der Zerſtörungen nicht zu niedrig 
einſchätze, wenn ich annehme, daß 10 000 Gebäude vernichtet ſind. 
Die weſentliche Arbeit, wenn jemand ein Haus bauen will, liegt in 
der vorher anzuſtellenden Ueberlegung, wie, wo, wie groß und wie 
teuer er bauen darf. Angeſichts der ungeheuren Zahl der Bauten 
iſt hier die Befürchtung vielleicht eher am Platze, daß zu ſpät, als 
daß zu früh mit ſolchen Ueberlegungen begonnen wird. 


Oberpräſident von Batocki: 

Wünſcht jemand zu den Ausführungen das Wort? Es iſt nicht 
der Fall. Dann darf ich feſtſtellen, daß die Kriegshilfskommiſſion 
mit den Vorſchlägen und getroffenen Maßnahmen einverſtanden 
iſt. Es wird in nächſter Sitzung hoffentlich über den erheblich 
weitern Fortgang der Sache Bericht erſtattet werden können. 

Punkt 3 der Tagesordnung iſt im weſentlichen erledigt durch 
Punkt 1. Es handelt ſich dabei um weitere Maßnahmen zur end⸗ 
gültigen Schadenfeſtſtellung . Ich habe früher dieſen Punkt berührt 
und erwähnt, daß dieſe Maßnahmen nur erledigt werden können 
nach den Vorarbeiten durch die Abteilungen. Ich möchte daher an⸗ 
heimſtellen, wenn weder beſondere Wünſche vorgebracht, noch An⸗ 
träge geſtellt werden, dieſe Gegenſtände den einzelnen Abteilungen 
zu überweiſen und die Kriegshilfskommiſſion zu gegebener Zeit noch 
einmal einzuberufen, um zur endgültigen Schadenregulierung Stel⸗ 
lung zu nehmen. Wir haben das allergrößte Intereſſe, daß alles 
geſchieht, um das Reichsgeſetz und die preußiſchen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen ſo zu bekommen, daß der Wiederaufbau unſerer Provinz 
in wirtſchaftlicher Hinſicht möglichſt günſtig erfolgt. Wenn wir ſehr 
ſpät an die maßgebenden Inſtanzen herantreten, könnte das zu 
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Nachteilen führen. Daher ijt es nötig, daß wir es uns wohl über⸗ 
legen, um auf den verſchiedenen Gebieten — Landwirtſchaft, Handel 
und Gewerbe — das zum Wohle der Bevölkerung Notwendige durch⸗ 
zuführen. Ob dann alle unſere Wünſche erfüllt werden können, 
hängt von Geſichtspunkten ab, über die wir nicht zu befinden haben. 
Wir unſererſeits wollen jedenfalls die Sache nicht auf die lange 
Bank ſchieben. Ich habe die Abſicht, die Abteilungen im nächſten 
Monat zuſammenzuberufen, um zu den verſchiedenen ſchwebenden 
und außerordentlich wichtigen Fragen Stellung zu nehmen und be⸗ 
ſonders auch über die Wünſche für die endgültige Schadenberechnung 
zu beraten. Ich würde dann die Kriegshilfskommiſſion zuſammen⸗ 
berufen, die dann auf Grund dieſer Beſchlüſſe Vorſchläge für die 
künftige Regelung machen ſoll. 

Ich darf feſtſtellen, daß die Kommiſſion mit dieſem Vorgehen 
einverſtanden iſt und werde darnach verfahren. 

Es iſt dann noch ein Punkt, den ich vergeſſen habe, zu er⸗ 
wähnen. Er betrifft die Errichtung von Notbauten. Vorentſchädi⸗ 
gungen bis 3000 Mark bedürfen hierbei meiner Genehmigung nicht; 
darüber hinaus iſt aber meine Genehmigung einzuholen. 

Wünſcht ſonſt noch jemand das Wort? Es iſt nicht der Fall. 
Dann ſchließe ich die zweite Sitzung der Kriegshilfskommiſſion für 
die Provinz Oſtpreußen. 


gez. von Batocki. gez. Freiherr von Funck. 


VIII. 


Anweiſung über die vorläufige Ermittelung von Kriegsſchäden und 
die Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch den 
Krieg unmittelbar berührten Landesteilen. 


J. Allgemeines. 
In weiterer Ausführung des Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 
29. September d. J. wird hiermit nach Anhörung der Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion für die Provinz Oſtpreußen folgendes beſtimmt: 

1. Für Schäden, die in der Provinz Oſtpreußen durch den Krieg 
an beweglichem und unbeweglichem Eigentum entſtanden ſind, 
deren endgültige Vergütung aber nach Höhe und Umfang 
gemäß § 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juli 1873 
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der Regelung durch ein Spezialgeſetz des Reiches vorbehalten 
iſt, können dem Beſchädigten in Anrechnung auf die endgültige 
Entſchädigung aus den durch das Geſetz vom 10. November 
1914 zur Abänderung des Geſetzes betr. die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsetats für das Etatsjahr 1914 vom 3. Juni 
1914 (Geſetzſamml. S. 173) bereitgeſtellten ſtaatlichen Mitteln 
Vorentſchädigungen nach Maßgabe der folgenden Beſtim⸗ 
mungen gewährt werden. 

„Die Vorentſchädigung ijt beſchränkt auf das zur Fortführung 
des Haushaltes, des landwirtſchaftlichen und gewerblichen 
Betriebes oder ſonſtigen Erwerbszweiges und zur Beſchaffung 
der hierzu erforderlichen Geräte, Betriebsmittel und Zubehör⸗ 
ſtücke notwendige Maß. 

Die Vorentſchädigung muß hinter dem vorläufig zu er⸗ 
mittelnden Geſamtbetrage des Kriegsſchadens zurückbleiben. 
Sie iſt nicht auf einen beſtimmten Bruchteil beſchränkt. Den 
Geſchädigten können als Vorentſchädigung Abſchlagzahlungen 
auf die ſpätere endgültige Entſchädigung ſo weit bewilligt 
werden, als ſie deren zu den vorerwähnten Zwecken bedürfen. 

Die bereits geleiſteten Vorſchüſſe ſind auf die Vorent⸗ 
ſchädigung anzurechnen. 

Die Vorentſchädigung unterliegt der zwangsweiſen 
Wiedereinziehung durch den Staat, ſoweit ihr Betrag nicht 
oder nicht in vollem Umfange zu dem angegebenen Zwecke ver⸗ 
wendet wird, ferner wenn wiſſentlich oder grob fahrläſſig falſche 
Angaben von dem Antragſteller über Umfang und Entſtehung 
des Schadens gemacht ſind oder noch gemacht werden, und 
wenn der Empfänger der Vorentſchädigung ohne wichtigen 
Grund innerhalb eines Jahres nach Friedensſchluß die Heimat 
verläßt oder ſeinen Betrieb aufgibt. Ob dieſe Vorausſetzungen 
vorliegen, entſcheidet der Oberpräſident. 


II. Verfahren. 


. Der Bewilligung einer Vorentſchädigung hat — von dringen⸗ 
den Fällen abgeſehen — eine vorläufige Ermittelung des 
entſtandenen Schadens vorherzugehen (vergleiche Ziffer 12). 

Allgemeine Erwerbsſchwierigkeiten, die mit dem Kriege, 
aber nicht mit dem Einbruch feindlicher Truppen zuſammen⸗ 
hängen, dürfen nicht berückſichtigt werden. 
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4. Die Geſchädigten oder ihre Vertreter haben ihren Schaden 


auf dem vorgeſchriebenen Vordruck bei dem zuſtändigen 
Landrat — in Stadtkreiſen bei dem Oberbürgermeiſter — 
anzumelden. Zuſtändig iſt in der Regel der Landrat (Ober⸗ 
bürgermeiſter), in deſſen Bezirk das beſchädigte unbewegliche 
Eigentum liegt oder das beſchädigte bewegliche Eigentum 
feinen gewöhnlichen Standort hatte. Unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmung Ziffer 30 ff. kann, wo mehrere Landräte (Ober⸗ 
bürgermeiſter) zuſtändig ſind, durch den Oberpräſidenten eine 
Stelle mit der Bearbeitung betraut werden. Auch ſonſt regelt 
in zweifelhaften Fällen der Oberpräſident die Zuſtändigkeit. 
Die Zuſtändigkeit des Kriegshilfsausſchuſſes Königsberg Stadt 
wird beſonders beſtimmt. 

Gleichzeitig haben die Geſchädigten ebenfalls unter Be⸗ 
nutzung des beſonderen hierfür vorgeſchriebenen Vordrucks 
unter Klarlegung ihrer Einkommens⸗ und Vermögensver⸗ 
hältniſſe anzugeben, ob und in welcher Höhe ſie die Gewährung 
einer Vorentſchädigung beantragen. Der Oberpräſident kann 
für einzelne Teile der Provinz einen Zeitpunkt beſtimmen, 
bis zu dem Anträge auf Vorentſchädigung angebracht ſein 
müſſen. Die beſonderen Vorſchriften über die Ausfüllung der 
Vordrucke unter Ziffer 29 bis 34 dieſer Anweiſung ſind zu 
beachten. 

Für alle beſchädigten Sachen iſt derjenige, der nach dem 
Geſetze die Gefahr ihres zufälligen Unterganges trägt, zur 
Anmeldung berechtigt; bei unter Eigentumsvorbehalt abge⸗ 
tretenem Vieh und Maſchinen derjenige, welcher ſich das 
Eigentum vorbehalten hat. Die Vordrucke ſind dieſer An⸗ 
weiſung als Anlage beigefügt; ſie werden von den Landrats⸗ 
ämtern (Oberbürgermeiſtern) unentgeltlich verabfolgt. In 
dringenden Fällen kann, falls nicht ſämtliche Unterlagen vor⸗ 
handen ſind, die Einreichung der Schadensanmeldung nach⸗ 
träglich erfolgen, wenn anderenfalls eine Verzögerung die 
Erhaltung des Haus⸗ und Nahrungsſtandes gefährden würde. 

Ausnahmsweiſe kann eine Vorentſchädigung auch ohne 
Antrag des Geſchädigten feſtgeſetzt werden, wenn Gefahr im 
Verzuge und der Antrag in angemeſſener Friſt nicht zu be⸗ 
ſchaffen iſt. 
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5. In Kreiſen, die zur Zeit der Schadensanmeldung vom Feinde 
beſetzt ſind oder deren zuſtändige Behörde nicht zu erreichen 
iſt, kann die Schadensanmeldung und der Antrag auf Vor⸗ 
entſchädigung an den zuſtändigen Regierungspräſidenten ge⸗ 
richtet werden. 

Unzuſtändige Behörden haben die bei ihnen eingehenden 
Anträge unverzüglich der zuſtändigen Behörde zur Bearbeitung 
zu überſenden. 

6. Die vorläufige Ermittelung des Schadens erfolgt durch die 
gemäß Erlaß der Miniſter des Innern und der Finanzen vom 
26. September 1914 — M. d. J. Ie. 2662 F. M. S. J. 1774 — 
in den Kreiſen in der erforderlichen Anzahl gebildeten Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe für die in den Bereich ihrer Zuſtändigkeit ge⸗ 
wieſenen Ortſchaften. 

Die Mitglieder der Kriegshilfsausſchüſſe erhalten Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder nach den in der Verordnung zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die be⸗ 
waffnete Macht im Frieden vom 13. Juli 1898 (Geſetzſamml. 
S. 921) in der Faſſung vom 21. Juli 1918 (R. G. Bl. S. 433) 
zu § 14 dieſes Geſetzes für die Entſchädigung der Sachver⸗ 
ſtändigen getroffenen Vorſchriften. 

Der Oberpräfident wird ermächtigt, mit der Abſchätzung 
beſtimmter Arten von Schäden — z. B. Brand- und Trümmer⸗ 
ſchäden, größeren Forſtſchäden — beſondere Sachverſtändige 
zu betrauen und wegen der Vornahme der Abſchätzung ſolcher 
Schäden mit geeigneten Körperſchaften wie z. B. der Pro⸗ 
vinzial⸗Feuerſozietät beſondere Vereinbarungen zu treffen. 
Das Ergebnis der Abſchätzung iſt in dieſem Falle den Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſen zur Verwertung bei der vorläufigen Schadens⸗ 
ermittelung mitzuteilen, ohne daß dieſe in eine Nachprüfung 
einzutreten haben. 

Im übrigen haben die Kriegshilfsausſchüſſe, ſoweit er⸗ 
forderlich, auf Grund örtlicher Verhandlung tunlichſt unter 
Zuziehung des Geſchädigten, ihr eigenes Gutachten über die 
Höhe der entſtandenen Schäden in die dafür beſtimmten Spalten 
der Schadensanmeldung einzutragen und den Gejamtbetrag 
der einzelnen Schätzungen für jeden Beſchädigten aufzurechnen. 
Der Abſchätzung ij der Zuſtand des Schadens zu dem Zeit- 
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punkte zugrunde zu legen, in dem die unmittelbare Einwir⸗ 
kung des Krieges im Einzelfalle beendet war. Iſt er durch 
abſichtliches oder grob fahrläſſiges Verſchulden des Anmelden⸗ 
den — z. B. durch unverſtändige Flucht oder durch Unter⸗ 
laſſung der wirtſchaftlich gebotenen und möglichen Maßnahmen 
nach der Rückkehr — vergrößert, ſo iſt der Schaden bei der 
Abſchätzung nur inſoweit zu berückſichtigen, als er auch bei 
richtigem Verhalten des Anmeldenden eingetreten wäre. 

Die Kriegshilfsausſchüſſe haben ſich in der Regel gut⸗ 
achtlich über die Höhe der dem Antragſteller zuzubilligenden 
Vorentſchädigung zu äußern. 


Die vorläufige Ermittelung des Kriegsſchadens 


erfolgt vorbehaltlich der endgültigen darüber auf Grund des 
8 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes ergehenden reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen und dient inſoweit lediglich zur Vorbereitung 
der endgültigen Feſtſtellung. Sie gibt dem Geſchädig— 
ten keinen Rechtsanſpruch auf endgültige Er- 
ſtattung in dem geſchätzten Umfange. 


Die Feſtſetzung der Vorentſchädigung erfolgt auf 


Grund des Gutachtens der Kriegshilfsausſchüſſe, ſoweit es 
ſich um Beträge bis zu 5000 Mark handelt, durch den Landrat 
in Stadtkreiſen durch den Oberbürgermeiſter — bei höheren 
Beträgen durch den Regierungspräſidenten. Bei Entſcheidung 
über die Zweckmäßigkeit der Vorentſchädigung iſt die Kriegs⸗ 
lage zu berückſichtigen. In zweifelhaften Fällen iſt die Ent⸗ 
ſcheidung des Oberpräſidenten einzuholen. 


. Die Anweiſung der Vorentſchädigung erfolgt auf Grund 


der gemäß Ziffer 8 dieſer Anweiſung erfolgten Feſtſetzung 
durch den Landrat — in Stadtkreiſen durch den Oberbürger⸗ 
meiſter. 

Die Auszahlung bewilligter Vorentſchädigungs⸗ 
beträge erfolgt durch die vom Finanzminiſter zu beſtimmenden 
Zahlſtellen. Weitere Anweiſung hierüber und über die Ver⸗ 
rechnung der bereits vorſchußweiſe angewieſenen Beträge 
bleibt dem Finanzminiſter vorbehalten. 

Soweit als angängig und zweckmäßig, hat die Vorent⸗ 
ſchädigung — gegebenenfalls unter Vermittelung der ganb- 
wirtſchafts⸗, Handels⸗ oder Handwerkskammer — in Natur 
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durch Lieferung von Zubehörſtücken, Waren, Rohmaterial uſw. 
zu erfolgen. Die erforderlichen allgemeinen Anordnungen und 
die Vereinbarungen mit den beteiligten Körperſchaften trifft 
der Oberpräſident nach Anhörung der Kriegshilfskommiſſion. 
Sie bedürfen der Genehmigung der beteiligten Reſſortminiſter 
und des Finanzminiſters. Wo Lieferung in Natur nicht 
möglich iſt, erhält der Geſchädigte in der Regel eine Beſcheini⸗ 
gung des Landrats (Oberbürgermeiſters), daß Rechnungen 
für die bezeichneten Anſchaffungen bis zur feſtgeſetzten Höhe 
aus Staatsmitteln bezahlt werden. 

Die Anweiſung erfolgt innerhalb dieſer Grenze nach 
Vorlage der vom Geſchädigten auf ihre Richtigkeit zu be⸗ 
ſcheinigenden Rechnungen an die Forderungsberechtigten. 
Barmittel zur Bezahlung von Angeſtellten und Arbeitern und 
zur Zahlung von Zinſen, letztere nur in Beträgen unter 
100 Mark, können, wenn ſich aus der Perſon des Empfängers 
keine Bedenken ergeben und wenn ſie im Verhältnis zum Ge⸗ 
ſamtſchaden gering ſind, an den Beſchädigten angewieſen 
werden, ebenſo Beträge zur Bezahlung von Rechnungen, deren 
Geſamtbetrag 1000 Mark nicht überſteigt. Der Landrat 
— Oberbürgermeiſter — kann die Vorlage der Quittungen 
innerhalb beſtimmter Friſt anordnen. 

Zahlungen für fortlaufende Bedürfniſſe — wie für Lebens⸗ 
mittel und Löhne — dürfen nur in Monats- oder Viertel⸗ 
jahresbeträgen, dem nachzuweiſenden alsbaldigen Bedarf ent⸗ 
ſprechend, geleiſtet werden. 

In dringenden Fällen können die Landräte (Oberbürger⸗ 
meiſter) Vorſchüſſe auf die Vorentſchädigung auch 
vor Abſchluß der vorläufigen Schadensermittelung, und, ſo⸗ 
weit die Feſtſetzung der Vorentſchädigung dem Regierungs⸗ 
präſidenten zuſteht, auch vor dieſer anweiſen. 

Solche Vorſchüſſe dürfen höchſtens bis zu / ber voraus⸗ 
ſichtlich zu erwartenden Vorentſchädigung bewilligt werden. 
Wo die Verhältniſſe ganz einfach liegen und der Geſamtſchaden 
des einzelnen Geſchädigten 500 Mark nicht überſteigt, iſt die 
Schadensanmeldung und vorläufige Schadensermittelung für 
eine Ortſchaft nach dem vereinfachten Vordruck 3 vorzunehmen. 

Die Abſchätzung kann durch einen vom Landrat (Ober⸗ 
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bürgermeiſter) beitellten Kommiſſar unter Zuziehung des 
Gemeinde- (Guts⸗)vorſtehers erfolgen. 

In dieſen Fällen genügt eine formloſe Anmeldung bei 
dem Gemeinde (Guts⸗)vorſteher, der den Antrag auf Vor⸗ 
nahme der Abſchätzung dem zuſtändigen Kriegshilfsausſchuß 
einzureichen hat. 

Die Regierungspräſidenten haben die Gleichmäßigkeit der vor⸗ 
läufigen Schadensermittelung und der Feſtſetzung der Vor⸗ 
entſchädigung in ihren Bezirken zu überwachen und Fälle von 
grundſätzlicher Bedeutung dem Oberpräſidenten zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. 

Die Aufſicht über das geſamte Vorentſchädigungsgeſchäft führt 
der Oberpräſident. Ihm ſteht die Kriegshilfskommiſſion be⸗ 
ratend zur Seite. Der Oberpräſident kann nach Anhörung der 
Kriegshilfskommiſſion oder ihrer Abteilung einheitliche 
Schätzungsnormen feſtſetzen, welche die Kriegshilfsausſchüſſe 
ihrer Begutachtung zugrunde zu legen haben. 

Wegen der rechtlichen Bedeutung ſolcher Normen für die 
endgültige Schadensfeſtſetzung wird auf Ziffer 7 dieſer An⸗ 
weiſung verwieſen. Der Oberpräſident iſt ermächtigt, die 
Vordrucke für die Schadensanmeldung durch Aufnahme ſolcher 
Schätzungsnormen zu ergänzen. 


III. Beſondere Beſtimmungen. 


A. Fortführung des Haushalts. 
Die Vorentſchädigung iſt auf das für Fortführung des Haus⸗ 
haltes, Erhaltung der Geſundheit und Fortſetzung der Er⸗ 
ziehung der Haushaltsangehörigen nötige Maß zu beſchränken. 

Darüber hinausgehende Anſchaffungen dürfen aus der 
Vorentſchädigung nicht bezahlt werden. Anſchaffung an 
Nahrungsmitteln, Kleidung, Brennſtoffen uſw. dürfen nur 
inſoweit bezahlt werden, als ſie zur Fortführung des Haus⸗ 
haltes erforderlich ſind. Wo genügendes Einkommen und 
genügende Erwerbsmöglichkeit fehlt, können ausnahmsweiſe 
die zum Lebensunterhalt erforderlichen Beträge in Monats⸗ 
raten an den Beſchädigten gezahlt werden. Bei fortbeſtehender 
Verpflichtung zur Zahlung der Miete und Leiſtungsunfähigkeit 
des Beſchädigten kann die Miete aus der Vorentſchädigung 
gezahlt werden. 
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Keine Vorentſchädigung zur Fortführung des Haushalts 
erhalten Geſchädigte, welche 

a) außerhalb ihres Wohnortes auf Staatskoſten unter⸗ 
gebracht ſind, während der Dauer dieſer Unter⸗ 
bringung, oder 

b) eine ihnen angebotene oder zuteil gewordene ſtaatliche 
Unterbringung ohne triftigen Grund abgelehnt oder 
aufgegeben haben. 


B. Schuldverbindlichkeiten, Zinſen und 
Abgaben. 


17. Schuldverbindlichkeiten, die ſchon vor dem Einbruch des 
Feindes beſtanden, dürfen in der Regel aus der Vorent⸗ 
ſchädigung nicht bezahlt werden. Ausnahmen find zuläſſig, 
ſoweit es ſich um Schulden handelt 

a) für Anſchaffungen von Vieh, Saat, Kundſtdünger, 
Wirtſchaftsgeräte für die Frühjahrsbeſtellung und 
Ernte 1914, bei denen die Zahlung aus den Erträgen 
der Ernte üblich iſt, 

b) für Anſchaffungen von Vorräten, Rohſtoffen uſw. in 
kaufmänniſchen und gewerblichen Betrieben, deren 
richtige Verwertung durch den Krieg nicht möglich 
wurde und deren Bezahlung ſonſt aus dieſer Ver⸗ 
wertung hätte ſtattfinden müſſen. 

Auf eine tunlichſt umfangreiche Inanſpruchnahme der 

Kriegskreditbank iſt hinzuwirken. 

Die zu a und b erwähnten Zahlungen bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten. 

Die Zahlung von Hypothekenzinſen aus der Vorent⸗ 
ſchädigung iſt zuläſſig, ſoweit die Hypotheken drei Viertel des 
Verkehrswertes des beſchädigten Grundſtückes nicht über⸗ 
ſteigen und die Zinſen ſeit dem 1. Juli d. J. aufgelaufen oder 
fällig geworden ſind. Zinſen mündelſicherer Hypothken im 
Betrage von höchſtens einer Halbjahresrente, die im Juni 1914 
fällig waren, können bei der Vorentſchädigung berückſichtigt 
werden, ſoweit nicht die Säumnis auf Vermögensverfall des 
Schuldners zurückzuführen iſt. 
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Die Zahlung von Zinſen für beſtehenden Perſonalkredit 
darf in der Regel nur erfolgen, ſoweit ſie ſeit dem 1. Juli 
1914 aufgelaufen find. 

Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten. 

Die Zahlungen erfolgen unmittelbar an die Forderungs⸗ 
berechtigten. 

Der Miniſter des Innern, der Finanzen und für Land⸗ 

wirtſchaft beſtimmen den Zeitpunkt, bis zu welchem überhaupt 
Hypothekenzinſen aus der Vorentſchädigung gezahlt werden 
dürfen. 
Es iſt darauf zu achten, daß bei Vorentſchädigungen die im 
Juni 1914 fällig geweſenen und die laufenden Zinſen der 
öffentlichen Kreditinſtitute, Steuern, Renten, Beiträge für 
öffentliche Genoſſenſchaften und ähnliche Forderungen des 
Staats, der Kommunalverbände, der öffentlichen Verbände 
und öffentlichen Berufsvertretungen angemeldet und berück⸗ 
ſichtigt werden. 

Fällige Verſicherungsprämien ſind ebenfalls zu berück⸗ 
ſichtigen. 


. Brand- und Trümmerſchäden an Gebäuden. 


Bei der Schätzung von Brand- und Trümmerſchäden iſt ber 
Neubauwert der Gebäude unter Berückſichtigung der vor Aus⸗ 
bruch des Krieges im Juli 1914 üblichen Bauſtoffpreiſe und 
Löhne feſtzuſtellen. 

Der Berechnung des Schadens iſt der ſo ermittelte Bau⸗ 
wert unter Abzug eines dem Zuſtande des Gebäudes, insbe⸗ 
ſondere dem Alter und der Abnutzung entſprechenden Betrages 
zugrunde zu legen. 

Wegen der rechtlichen Bedeutung der Schätzung wird auf 

Ziffer 7 dieſer Anweiſung verwieſen. 
Zahlungen für den Wiederaufbau von Gebäuden erfolgen 
— ſoweit dieſer nicht durch beſondere Anordnung der be⸗ 
teiligten Reſſortminiſter geregelt wird — gegen Vorlage der 
vom Beſchädigten auf ihre Richtigkeit zu beſcheinigenden Rech⸗ 
nungen. Dem Oberpräſidenten bleibt die Anordnung weiterer 
Kontrollmaßnahmen überlaſſen. 


21, 
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Vor Zahlung einer Vorentſchädigung hat der Beſchädigte 
ſeine Anſprüche gegen den Verſicherungsunternehmer, bei dem 
er für die beſchädigten Gebäude Verſicherung gegen Feuer⸗ 
ſchaden genommen hat, an den Staat oder eine von dem Ober⸗ 
präſidenten bezeichnete Stelle abzutreten. Der Vordruck für 
den Antrag auf Vorentſchädigung enthält die hierfür vorge⸗ 
ſchriebene, vom Beſchädigten auszufüllende Erklärung. Zah⸗ 
lungen zur Errichtung von Notbauten bedürfen der Genehmi⸗ 
gung des Oberpräſidenten, der nach Anhörung der Kriegs⸗ 
hilfskommiſſion darüber weitere Anordnungen erlaſſen kann. 


D. Brand⸗, Trümmer⸗ und Plünderſchäden 
an beweglichen Sachen. 


Soweit die Abſchätzung nicht durch Sachverſtändige gemäß 
Ziffer 6 dieſer Anweiſung erfolgen kann, iſt ſie durch Auf⸗ 
ſtellung von Schätzungsnormen gemäß Ziffer 15 dieſer An⸗ 
weiſung zu erleichtern. 

Vor der Auszahlung der Vorentſchädigung hat der Ge⸗ 
ſchädigte — vergl. Vordruck — ſeine Anſprüche gegen den Ver⸗ 
ſicherungsunternehmer, bei dem er für ſeine beweglichen 
Sachen Verſicherung genommen hat, an den Staat oder eine 
von dem Oberpräſidenten bezeichnete Stelle in der Höhe der 
Beträge abzutreten, die ihm von dieſem als Vergütung für 
Kriegsſchäden an beweglichen Sachen ſofort oder in Zukunft 
gezahlt werden. 


E. Landwirtſchaftliche Betriebe. 


Für Wiederherſtellung kleinerer Schäden an Röhrenentwäſſe⸗ 


rung und ſonſtigen Bodenverbeſſerungsanlagen können Vor⸗ 
entſchädigungen gewährt werden, wenn bei Aufſchub die An⸗ 
lage oder die Wirtſchaft erheblich leiden würde. 

Vorentſchädigungen zur Anſchaffung von Rindvieh bedürfen 
der Genehmigung des Oberpräſidenten, ſoweit dieſe nicht durch 
Vermittelung der Landwirtſchaftskammer erfolgen ſoll. ö 
Zuchtſchweine, Ferkel und Läufer zu Maſtzwecken können 
durch Vermittelung der Landwirtſchaftskammer oder auf 
anderem Wege aus Vorentſchädigungsmitteln angeſchafft 
werden. Vorentſchädigungen zum Ankauf von Füllen ſind 
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28. 


29. 


nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Oberpräſidenten 
zuläſſig. 


. Beihilfen zum Ankauf von Rauhfutter können nur dann aus 


der Vorentſchädigung gegeben werden, wenn es ſich um Hal⸗ 
tung von Pferden, wertvollem Zuchtmaterial oder für den 
Haushalt unbedingt nötiger Milchkühe handelt. Ausnahmen 
bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
Vorentſchädigung für Beſchaffung von Kraftfutter kann 
nur in vorſichtig bemeſſenem Maße gewährt werden, wenn es 
ſich um Erhaltung des Viehs und nicht um Maſtung handelt. 


. Pflüge können aus der Vorentſchädigung beſchafft werden. 


Für Kraftpflüge ſind die beſonderen Vorſchußmittel der Land⸗ 
wirtſchaftskammer in Anſpruch zu nehmen. Vorentſchädi⸗ 
gungen für fehlende Geräte zur Frühjahrsbeſtellung können 
in Ausſicht geſtellt werden, damit die rechtzeitige Beſtellung 
der Geräte zum Frühjahr erfolgen kann. Auch für die zum 
Winterbetrieb nötigen Maſchinen und Anlagen, wie zum 
Dreſchen, Getreidereinigen, Rübenſchneiden, Milchverwerten, 
können Vorentſchädigungen gewährt werden. 


Zur Anſchaffung von Arbeitspferden, ſoweit dieſe nicht aus 


dem Pferdebeſtand der Landwirtſchaftskammer entnommen 
werden können, ſind in dringenden Fällen Vorentſchädigungen 
zuläſſig. Ebenſo können zum Ankauf von Pflugochſen zu an⸗ 
gemeſſenen Preiſen ſowie zur Beſchaffung unbedingt erforder⸗ 
licher Sielen, Sättel, Wirtſchaftswagen uſw. Vorentſchädi⸗ 
gungen gewährt werden. 


F. Gewerbliche Betriebe. 


Gewerbebetriebe, deren Wiederaufnahme geſichert iſt, ſind in 
ihren Anlagen und durch Beſchaffung der zur Eröffnung des 
Betriebes notwendigen erſten Vorräte an Waren, Roh- und 
Betriebsſtoffen aus Vorentſchädigungsmitteln möglichſt ſchnell 
betriebsfähig zu machen. 

Die erſten beiden Seiten des Vordrucks für Vorentſchädi⸗ 
gungen ſollen dazu dienen, eine Ueberſicht über die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe vor dem Kriege zu geben, die übrigen ſollen 
in überſchläglicher Weiſe die Berechnung des Geſamtſchadens 
und den Zweck der Vorentſchädigung erkennen laſſen. 


91. 
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Für jede geſchädigte Betriebsſtelle eines Handels⸗ oder 
Gewerbebetriebes ſoll eine Geſamtanmeldung durch den Be⸗ 
triebsinhaber eingereicht werden, in welcher ſämtliche Kriegs⸗ 
ſchäden, die auf der Betriebsſtelle entſtanden ſind, ausführlich 
angemeldet werden, alſo auch die Schäden an ſolchen beweg⸗ 
lichen Sachen, für welche der Betriebsinhaber nicht erſtattungs⸗ 
berechtigt iſt. (Vordruck A.) Schäden an unbeweglichem 
Eigentum hat jedoch nur der Eigentümer anzumelden. 


Die Schadensanmeldung ijt bei dem Landrat oder Oberbürger- 


meiſter des Kreiſes einzureichen, in welchem ſich die Betriebs⸗ 
ſtelle befindet. Iſt in dieſem Kreiſe kein Kriegshilfsausſchuß 
gebildet, ſo iſt der Kriegshilfsausſchuß zu Königsberg i. Pr. 
(Stadt) für die Begutachtung zuſtändig. 

Hat ein Handels- oder Gewerbebetrieb mehrere Betriebs⸗ 

ſtellen (Zweigniederlaſſungen), fo gilt als Schadensſtelle im 
Sinne dieſer Geſamtanmeldung die Hauptbetriebsſtelle, auch 
wenn dieſe nicht ſelbſt durch den Krieg berührt iſt. Die in 
den Zweigniederlaſſungen entſtandenen Kriegsſchäden ſind in 
Abt. IV und durch Sonderanmeldung nach Vordruck B nach⸗ 
zuweiſen. 
Es iſt ſtets genau anzugeben, welche Handelszweige oder 
welches Handwerk oder Gewerbe der Betrieb umfaßt, welchem 
Stand, Beruf oder Erwerbszweig der Anmeldende angehört, 
ſowie ob auch gleichzeitig Landwirtſchaft betrieben wird. Wenn 
die Landwirtſchaft einen erheblicheren Umfang hat, iſt neben 
dem Vordruck für Gewerbebetriebe auch der für landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe aufgeſtellte Sondervordruck 4 zu benutzen. 


Geſchädigte, bie keinen Antrag auf Vorentſchädigung ſtellen 


wollen, müſſen zur Klarſtellung ihres Beſtzſtandes vor Kriegs⸗ 
ausbruch Seite 1 und 2 des Vorentſchädigungsvordrucks aus⸗ 
füllen und in den Vordruck A für endgültige Schadens⸗ 
ermittelung hineinlegen. 

Die Kriegshilfsausſchüſſe haben zu prüfen, welche Be⸗ 
weismittel genügen. 

Wo es erforderlich iſt, ſind Sachverſtändige zuzuziehen. 


G. Sonſtige Erwerbszweige. 


Für ſonſtige Erwerbszweige kommen neben der Erhaltung des 
Haushaltes in der Regel nur Vorentſchädigungen zur An⸗ 
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34. 


36. 


ſchaffung der nötigen Betriebsmittel — wie z. B. Möbel für 
Geſchäftszimmer, Inſtrumente für Aerzte und Zahnärzte, 
Bücher uſw. — in Frage. 
Vorentſchädigungen über 3000 Mark bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten. 
Die in den Vordrucken und in den Anmerkungen angewandten 
Bezeichnungen für geſchädigte Handels⸗ oder Gewerbetreibende 
beziehen ſich in entſprechendem Sinne auch auf die geſchädigten 
freien Berufe: es iſt alſo 
Betrieb gleich Beruf, Stand, 
Betriebsinhaber gleich Anmeldender, Geſchädigter dieſes 
Berufs oder Standes, 
Betriebsstelle gleich Haushalt, Wohnung, Geſchäftsraum 
des Geſchädigten 
zu ſetzen. à 
(Vergl. Anmerkung 1 des Vordrucks.) 


„Die Fürſorge für ſolche Perſonen, welche genötigt waren, ihren 


Wohnſitz zu verlaſſen und ſich an ihrem Aufenthaltsorte keinen 
ausreichenden Erwerb verſchaffen können, insbeſondere An⸗ 
gehörige freier Berufe, bleibt beſonderen Maßnahmen der 
Miniſter des Innern und der Finanzen vorbehalten. 


IV. Gültigkeit biejer Anweiſung für Weſtpreußen. 


Auf die vorläufige Kriegsſchadenermittelung und die Ge⸗ 
währung von Vorentſchädigungen in den vom Kriege un⸗ 
mittelbar berührten Landesteilen der Provinz Weſtpreußen 
finden die vorſtehenden Vorſchriften mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß an die Stelle der Kriegshilfskommiſſion der 
Provinzialausſchuß tritt, zu deſſen auf dieſe Angelegenheit ſich 
erſtreckenden Beratungen die Regierungspräſidenten zuzu⸗ 
ziehen ſind. 


Berlin, den 18. Januar 1915. 


Königliches Staatsminiſterium. 


Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trokt zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 


v. Loebell. Kühn. 
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Ix. 


Königsberg, den 6. Februar 1915. 


In dem Verfahren, betreffend die vorläufige Ermittelung 
von Kriegsſchäden und die Gewährung einer ſtaatlichen Vorent⸗ 
ſchädigung iſt nunmehr überall die Anweiſung des Königlichen 
Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915 zu benutzen. Nach An⸗ 
hörung der Kriegshilfskommiſſion gebe ich folgende Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen: 

1. Nachdem die vom Staatsminiſterium feſtgeſtellten Vor⸗ 
drucke eingegangen ſind, iſt eine fernere Verwendung abweichender 
Muſter unzuläſſig. 

Vordrucke können bei der Oſtpreußiſchen Druckerei und Verlags⸗ 
anſtalt hierſelbſt auf Koſten des Oberpräſidiums nachbeſtellt werden. 
Wo der Geſchäftsgang es zuläßt, wird es ratſam ſein, mit der Ueber⸗ 
tragung der Anmeldungen von endgültigem Kriegsſchaden von den 
bisherigen auf die neuen Vordrucke zu beginnen. 

2. In Nr. 1 der Anweiſung (A) ſind die in der Provinz Oſt⸗ 
preußen durch den Krieg an beweglichem und unbeweglichem Eigen⸗ 
tum der Ausländer entſtandenen Schäden nicht ausdrücklich ausge⸗ 
ſchloſſen. Welche Beſtimmungen das künftige Reichsgeſetz über dieſe 
Schäden enthalten wird, iſt nicht bekannt. Die Gewährung einer 
Vorentſchädigung kann nur für ſolche Ausländer in Frage kommen, 
die einen Einbürgerungsantrag geſtellt haben oder ſtellen wollen 
und bei denen nach Lage der Verhältniſſe mit Beſtimmtheit auf Ge⸗ 
nehmigung des Antrages zu rechnen iſt. In jedem Fall iſt meine 
Genehmigung zur Auszahlung der Vorentſchädigung einzuholen. 

Vorentſchädigungen für Kriegsſchaden, der im Auslande ent⸗ 
ſtanden iſt, ſind bis auf weiteres nicht zuläſſig. 

3. Im Einklang mit dem bisherigen Verfahren iſt das Vor⸗ 
handenſein von Vermögensloſigkeit der Geſchädigten nicht Vorbe⸗ 
dingung zur Erlangung einer Vorentſchädigung. 

4. Nr. 4A, letzter Abſatz: 

Die Bewilligung von Vorentſchädigungen ohne Antrag der 
Geſchädigten kann nur bei den Zahlungen nach Nr. 18 A in Frage 
kommen. Das Vorhandenſein von Gefahr im Verzuge kann in 
dieſen Fällen in der Regel ohne weiteres angenommen werden, da 
die Unterlaſſung der Zahlung faſt immer nachteilige Folgen (Kün⸗ 


70 


digung der Hypothek, Zwangsbeitreibung, Zwangsverwaltung, 
Zwangsverſteigerung) für den Schuldner nach ſich ziehen muß. 

5. Nr. 6 Abſ. 2 A. Die den Mitgliedern der Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe zuſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten können auch den 
mit meiner Genehmigung zugezogenen Sachverſtändigen gewährt 
werden. Für Hilfsarbeiter ſind die Reiſekoſten und Tagegelder in 
angemeſſenem Verhältnis zu ihren Dienſtbezügen und ihrer Vor⸗ 
bildung feſtzuſetzen, ſelbſtverſtändlich in keinem Fall höher als bie 
der Mitglieder. 

Abſatz 4. Zu den „unmittelbaren Einwirkungen des Krieges 
im Einzelfall“ iſt, im Einklang mit dem bisherigen Verfahren, auch 
der ſogenannte Flüchtlingsſchaden zu rechnen. 

6. Nr. 6 Abſ. 5 A. Es können in eiligen und unbedenklich 
erſcheinenden Fällen Vorentſchädigungen ohne Zuziehung der Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe gewährt werden, welchen hiervon nachträglich Kenntnis 
zu geben iſt. 

7. Nr. 7 A. Bei der vorläufigen Schadensermittelung können 
bei Grundſtücken, gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betrieben 
Nutzungen, die infolge der unmittelbaren Einwirkungen des Krieges 
beſchränkt oder aufgehoben ſind, berückſichtigt werden, jedoch nicht 
höher, als in Höhe der landesüblichen Verzinſung von 4 Prozent 
(Vordruck A und B). Bei der Ermittelung des Wertes, den das 
nutzbare bewegliche und unbewegliche Eigentum darſtellt, ſind die 
Ergebniſſe der Steuerveranlagung zugrunde zu legen. Abgeſehen 
von dem Ruhen der Nutzung vermieteter oder ſelbſtbenutzter, zu einem 
landwirtſchaftlichen Betriebe gehöriger Wohngebäude, welches 
nach dieſer Beſtimmung zu berückſichtigen iſt, wird bei landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben der Nachteil des Ruhens des Betriebes in der 
Regel früheſtens bei der diesjährigen Ernte zur Geltung kommen; 
bis dahin können für ſolche Betriebe Vorentſchädigungen nur auf 
Sachſchaden gezahlt werden. Für Abweichungen iſt meine Ge⸗ 
nehmigung einzuholen. 

8. Nr. 16 Abſ. 2 A. In geeigneten Fällen können Zahlungen 
für den Lebensunterhalt in mehreren, bis zu höchſtens 3 Monats⸗ 
teilbeträgen im voraus auf einmal geleiſtet werden. 

9. Pachtzahlungen dürfen auf Vorentſchädigungen nur aus⸗ 
nahmsweiſe mit einer Genehmigung geleiſtet werden, wenn dem 
Verpächter aus dem Nichteingang der Pacht erhebliche wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten erwachſen würden. 
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10. Nr. 16 Abſ. 3A. Vorentſchädigungen an Perſonen, welche 
auf Staatskoſten untergebracht ſind, können in geeigneten Fällen in 
mäßigen Grenzen trotz der ſtaatlichen Unterbringung nötigen Auf⸗ 
wendungen für Anſchaffung von Kleidungsſtücken, Betten uſw. be⸗ 
willigt werden. 

11. Nr. 17 a unb b A. Die zu a und b erwähnten Zahlungen 
bedürfen meiner Genehmigung. Warenſchuldgläubiger ſind auf das 
von mir entworfene Muſter für die Aufforderung an den Schuldner 
zur Einreichung des Antrages auf Vorentſchädigung (Erl. v. 2. 2. 15, 
K. 1123) hinzuweiſen. 

12. 18 A. Mit den landſchaftlichen Hypothekenzinſen können 
die etwa entſtandenen Verzugszinſen beglichen werden. 

13. 20 K. Vorentſchädigungen zur Beſchaffung von Ziegeln 
und Kalk können für Bauten auf dem Lande ohne weiteres bewilligt 
werden, für Bauholz jedoch ohne meine beſondere Genehmigung nur 
bis zum Betrage von 1000 Mark. 

Vorentſchädigungen zur Beſchaffung von Baumaterial für 
Bauten innerhalb der Städte bedürfen meiner Genehmigung, ſobald 
der Geſamtbetrag der Koſten für alle Materialien zuſammen 
1000 Mark überſteigt. 

14. 28 A. Die Einholung meiner Genehmigung für Vorent⸗ 
ſchädigungen über 3000 Mark iſt nicht mehr nötig. Zweifelhafte 
Fälle und ſolche von grundſätzlicher Bedeutung werden gemäß Nr. 8 
und 14 A zur Entſcheidung gebracht. 

15. 38 A. Die Befugnis, Vorentſchädigungen über 3000 Mark 
zu genehmigen, wird den Regierungspräſidenten übertragen. Meine 
Mitwirkung regelt ſich nach Nr. 8 und 14 A. 

16. Auf die bisher erſtatteten Anzeigen über die Sitzungen der 
Kriegshilfsausſchüſſe verzichte ich. Wenn die Anweſenheit eines 
Vertreters des Regierungspräſidenten oder des Oberpräſidenten in 
einer Sitzung zweckmäßig erſcheint, iſt dem Regierungspräſidenten 
zu berichten, der nach A 14 befinden wird. 


gez. von Batocki. 


EUR EUER UU EAE NU Tre rer 
Gedruckt in der Oſtpreußiſchen Druckerei und Verlagsanſtalt Aktiengeſellſchaft, Königsberg i. Pr. 
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